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Die Königliche Botſchaft vom 7. Januar hat geſtern allen 
o mannigfaltigen Gerüchten über eine Miniſter-Kriſis ein 
nde gemacht, zu gleicher Zeit aber wird fie wahrſcheinlicher 
eiſe eine gewaltige parlamentariſche Kriſis hervorrufen. 
eſelbe ift das Bedeutendſte, das Inhaltſchwerſte, was feit 
em Mai v. J. von der Krone ausgegangen; es iſt nicht 
los eine Antwort auf die Reviſions-Arbeiten der Kammern, 
Ondern ein neuer Schritt gewichtiger Initiative von Seiten 
des Königthums. 
Vorweg bringt die Botſchaft die Zuſtimmung zu allen 
eränderungen, welche die Kammern an der urſprünglichen 
Verfaſſung beantragt haben, und dieſe Zuſtimmung beſtätigt 
as, was wir in unſern neulichen Betrachtungen von der 
Entſchleſſenheit der Regierung geſagt haben, den Abſchluß 
des Verfaſſungswerkes ihrerſeits nach Möglichkeit zu Bes 
ſchleunigen. Zugleich aber will dieſelbe durch den Vorſchlag 
neuer wichtiger Beſtimmungen die Verfaſſung noch vor ihrer 
kidlichen Bekräftigung in weſentlichen Punkten zu höherer 
ervollkommpung bringen, und iſt in dieſer Beziehung vers 
krauensvoll an die Kammern herangetreten. 
„Dieſer Schritt, ſazen wir, offenbart zunächſt, fei es das 
nde, ſei es die Nichtigkeit derjenigen minifteriellen Kriſis, 
welche aus den bekannt gewordenen Differenzen im Miniſter⸗ 
tath in Bezug auf den Abſchluß der Verfaſſungs⸗Reviſion 
vermuthet wurde. Die Krone macht ihren neuen Vetſuch 
zu einer definitiven Feſtſtellung der ganzen Verfaffung unter 
der konſtitutionellen Mitwirkung und Verantwortlichkeit 
erſelben Männer, welche ihr ſeit den Novembertagen treue 
und ergebene Minifter geweſen find, und von dem Augen⸗ 
licke an, wo dieſe Männer einen fo großen Akt, einen fo 
tief in den konſtitutionellen Neubau eingreifenden Vorſchlag 
mit ihren Namen gezeichnet haben, iſt es nicht erlaubt, 


daran zu zweifeln, daß ſie denſelben zu dem ihrigen gemacht 
baben (möge dieſer Annahme im Schooße des Königlichen 
Raths vorhergegangen ſein, was da wolle), es iſt nicht zu 
bezweifeln, daß ſie allen Ernſtes für die gemachten Anträge 
einſtehen wollen, daß ſie mit denſelben ſtehen und fallen 
werden. Wir ſprechen dies mit aller Entſchiedenheit dem 
fo geſchäftig verbreiteten Gerüchte gegenüber aus, als legte 
das Miniſterium auf die Annahme oder Verwerfung der 
- neuen Vorlage kein hohes Gewicht. 

Die Königliche Botſchaft geht weit über das hinaus, was 
man von den Eröffnungen der Regierung in Bezug auf die 
Reviſion erwarten zu dürfen glaubte. Es hatte als Axiom 
gegolten, daß die Initiative derſelben in dieſem Betracht 
einzig und allein in der proponirten Verfaſſung vom 5. De⸗ 
zember ſelbſt beruhe, und daß ihr nach der Reviſion nur die 
paſſive Rolle der Annahme oder Ablehnung zukomme. ir 
haben es unſererſeits bedauert, daß die Regierung ſelbſt wäh⸗ 
rend des ganzen Verlaufs der Reviſions-Berathungen ihre 
Rolle gar zu willig als die einer ſolchen Paſſivität aufzu⸗ 
faſſen ſchien. Wir hätten gewünſcht, daß ſie ſich nicht be⸗ 
gnügt hätte, ſich hier und da, noch dazu mit einer gewiſſen 
Schüchternheit, für anderweitig eingebrachte moderirende 
Amendements zu erklären, ſondern daß ſie den konſervativen 
Geiſt, in welchem fie die Reviſion vollzogen zu ſehen, von 
Anfang an gehofft hatte, durch eine kräftige Initiative ihrer⸗ 
ſeits gefördert hätte. Es wäre manchen Mitgliedern ein 
wirkſamer Impuls von dieſer Seite erwünſchter geweſen, 

als der, welchen fie bei jener Unterlaſſung nun von anderer 
Seite erhielten, und es würde der Kammer im Ganzen 

wahrſcheinlich in manchem Punkte die peinliche Nothwen⸗ 

digkeit erſpart worden ſein, auf ihre erſten Beſchlüſſe zu⸗ 

rückzukommen. v 

Wenn aus jener Unterlaſſung aber von dieſer oder jener 


(38. Jahrgang. Nr. 7.) 
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Seite gefolgert würde, daß die Krane das Recht zu einem 
neuen Revifions-Verſuche nicht mehr habe, daß fie ſich nur 
noch über die Vorſchläge der Kammern erklären dürfe, nächſt⸗ 
dem aber den im F. 112 vorbehaltenen Eid ohne Weiteres 
zu leiſten habe, fo iſt dieſe Frage an und für ſich zum We⸗ 
nigſten höchſt zweifelhaft. Wie aber die Sachen gegenwärtig 
ſtehen, ſchöpſt die Krone, ganz abgeſehen von der abſoluten 
Beantwortung derſelben, gegenwärtig ihre Berechtigung 
und Verpflichtung zu den neuen Vorſchlägen vorzugsweiſe 
aus der Thatſache, daß die Reviſion in ſehr wichtigen Punk⸗ 
ten vorläufig noch unentſchieden geblieben iſt. 

Man möge die Beſchleunigung der Beſchwörung mit uns 
für noch fo wünſchenswerth, für noch fo dringlich halten, 
fo wird man es doch der Königlichen „Gewiſſenhaftigken“ 
nicht verargen dürfen, daß dieſelbe vor dem eidlichen Ges 
löbniß auf das Dokument, von welchem fortan des Volkes 
Geſchicke abhängen foll, noch einen Verſuch macht, die offen 
gehaltenen wichtigen Fragen zur vorherigen Löſung zu brin⸗ 
gen, und daß ſie bei dieſem Verſuche die ganze Kraft ihres 
Anſehens einſetzt. Wir unſererſeits würden es nur für einen 
Segen erachten, auch im konſtitutionellen Regime immer 
Fürſten zu haben, welchen bei ſolchen Gelöbniſſen „die 
Pflichten, die ihnen für das theuere Vaterland von Gott 
auferleg' find,” recht ernſt „vor die Seele treten.“ 

Wir wollen heute nicht auf die Vorſchläge ſelbſt eingehen, 
welche mit der Königlichen Botſchaft an die Kammern ge— 
langt find. Es wird ſich die Veranlaſſung zu ihrer Prüfung 
von allen Seiten unverzüglich ergeben. 

An die Kammern aber wollen wir unſererſeits die drin⸗ 
gende Mahnung ergehen laſſen, bei der Berathung der neuen 
Propofitionen, jede andere Ruͤckſicht, ſei es auf Parteien, 
ſei es auf das vermeintliche Intereſſe ihrer eigenen Konſe— 
quenz, zurückzudrängen vor dem ungeheuern Intereſſe der 
endlichen Befeſtigung unſerer innern Zuſtände. Wenn die 
Propoſitionen abgewieſen werden, fo iſt ſchwer vorauszu— 
ſehen, welche neuen, vielleicht unentwirrbaren Verwickelun— 
gen daraus entſtehen können. Wir wiſſen, daß manche 
Vertreter im Verlaufe der Reviſion ſchon bedeutende Opfer 
von ihren politiſchen Neigungen gebracht haben, um nur 
das Werk der Verſtändigung nicht ohne Nothwendigkeit auf's 
Spiel zu ſetzen; wir rechnen auf den Patriotismus aller 
Fraktionen, um das Werk jetzt nicht ſcheitern zu laſſen, nach: 
dem es ſo nahe an den Hafen gebracht iſt. In die Hand 
der Kammern iſt es jetzt gelegt, daß die Verfaſſung in mög⸗ 
lichſt vervollkommneter und endgültiger Form bald zur eid⸗ 
lichen Bekräftigung durch die Staats-Gewalten gelange. 
Möge Jeder das Seinige thun, damit der Zeitpunkt nicht 
don Neuem hinausgeſchoben werde. 

Berlin, den 19. Januar 1850. 


100 ſte Sitzung der Erſten Kammer am 16. Januar. 
Miniſter: Simons, v. d. Heydt, Graf Brandenburg, v. Laden⸗ 
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berg, v. Schleinitz, die Regierungskemmiſſarien Delbrück 
und Brinkmann. 

Auf den Antrag des Abg. Freiherrn d. Arnim wird die Kom⸗ 
miſſion für die deutſchen Angelegenheiten von der Kammer mit 
60 gegen 58 Stimmen beauftragt, das Verfahren der Staats: 
regierung in der Mecklenburgiſchen Verfaſſungsangelegenheit 
in ihrer Beziehung zum deutſchen Bundesſtaarsrecht zu prüfen 
und darüber Bericht zu erſtatten, ſo wie die geeigneten Anträge 
zu ſtellen. a 

Der in der 99 ſten Sitzung angenemmene Antrog des Arg. 
Kupfer auf Uebergang zur Tagesordnung üder die von der 
betreffenden Kommiſſion empfohlnen Zollſätze zum Schutze der 
Leinen in duſtrie ſoll noch einmal zur Abſtimmung kommen. 

Derfelbe lautet: „Die hohe Kammer wolle beſchließen: 

In Erwägung, daß eine ſo wichtige Frage wie die, ob 
Schutzzölle und Ausfuhrprämien zu bewilligen find, einer 
allfeitigen und gründlichen Prüfung bedarf und nicht wohl 
einſeitig hinſichtlich einer beſondern Induſtrie Bra che 
entſchieden werden kann, geht die Kammer zur Tages, 
ordnung über.“ 

Dieſer Antrag wird in der nochmaligen und zwar namentlichen 
Abſtimmung mit 74 gegen 67 Stimmen verworfen. 

Dagegen wird der Antrag des Abg. Diergardt, welcher 
lautet: 

„ie Kammer wolle beſchließen: die Beſchluß nahme über den 

Schlußantrag der Kommiſſion vorläufig auszufegen, unter 
Ueberweiſung ihres Berichts aber der Staaksregierung zu 
empfehlen, die preußiſche Leineninduſt ie durch ungemeſſene 
Maßregeln zu beleben, zu dieſem Ende namentlich durch Kom⸗ 
milfionen in den einzelnen Diſtrikten der Leir enfabrikation die 
Urſachen des Sinkens dieſes wichtigen Iypduſtriezweiges und 
vie Mittel zur Herſtellung ſeiner früheren Blüthe, ſo wie der 
gegenwärtigen Lage der Spinner und Weber und die Mittel 
zur Befeitigung der häufig wiederkehrenden Nothſtände der⸗ 
ſelben nach Vernehmung von Sachverſtändigen an Ort und 
Stelle noch genauer unterſuchen zu laſſen; demnächſt bei der 
künftigen Zollkonferenz die im Intereſſe des Landes erforder⸗ 
lichen Anträge zu ftellen, in Vereinigung mit den Zollvereint⸗ 
ſtaaten in Erwägung zu ziehen: 
ob der Eingangszoll von rohem Maſchinengarn und von 
rohem Handga:n zu erhöhen fei, und ob andre Maß⸗ 
regeln der Zollgeſetzgebung zur Erreichung des Zweckes 
getroffen werden können, 
und ſonſtige geeignete Vorſchläge den Kammern zur Be: 
raihung vorzulegen,“ 
wird mit großer Majorität angenommen. 

Bericht der Kommiſſion über die vorläuſige Verordnung vom 
21. Juli, betreffend die Einführung der Oeffentlich keit und Münd⸗ 
lich keit des Gerichtsverfahrens in den Bezirken des App Uatione⸗ 
gerichts zu Greifswald und des Juſtizſenatls zu Ohr endreitſtein. 

Die Kommiſſion trägt darauf an, der Verordnung die verfaſ⸗ 
ſungsmaßige Genehmigung zu ertheilen. 

Diefer Kommiſſiongantrag wird nach längerer Oebatte in allen 
ſeinen Theilen unverändert angenommen. 


SSſte Sitzung der Zweiten Kammer am 16. Januar. 


Miniſter: v. Manteuffel, die Regierungskommiſſarjen Schröner, 
Schumann, v. d. Reck. 

Bericht über den Geſetzentwurf, betreffend die auf Mühlen: 
grundſtücken haftenden Reallaſten. 

Winzler: Die Wahrheit der Klagen der Mühlengrundbefiger 
iſt ebenſo allgemein anerkannt wie die Nothwendigkeit der Abhilfe. 
Nach dem vorliegenden Geſetz würden Mühlen, die mit enormen 
Abgaben belaſtet find, nach einem durch zwei Inſtanzen gehenden 


Verfahren eine Erlelchterunz ton jährlich le Silbergreſchen er- 
fahren. Nachdem alle gewerblichen Abgaben außer der Gewerbe⸗ 
ſteuer aufgehoben ſind, iſt es wohl endlich Zeit, daß die Gleichheit 
vor dem Geſetz auch auf die Mühlengrundbeſitzer ausgedehnt werde. 

Abg Robe. (S. deſſen vollſtändig abgedruckte Rede, Seite 02.) 

v. Bismark Schönhauſen: Allerdings muß etwas für 
die Müller geſchehen, aber mit der Art der Abhilfe bin ich nicht 
einverſtanden. Die ſchrankenloſe Gewerbefreiheit hat die Müller 
ruinirt. Sie iſt auf dies Gewerbe nicht anwendbar. Der Müller 
kann nicht wie der Handwerker den Ort beliebig wechſeln; ſeine 
Mühle wird werthlos, wenn die Konkurrenz überwiegend gewor⸗ 
den iſt. Nur die Beſchränkung der Gewerbefreiheit kann den Mül⸗ 
lern wieder aufhelfen. 

Graf Poninski: Die Regierung iſt in Bezug auf die Art der 
Entschädigung irregeführt, die Regierungsvorlage, ſtatt zu beruhi⸗ 
gen, kann nur unzufriedener machen. 

Der Regierungekommiſſarius Schumann: Allerdings hat die 
Gewerbefreiheit den Müllern Nachtheile gebracht. Aber die Re⸗ 
gierung iſt nicht verpflichtet, für die aus der neuen Geſetzgebung 
entſpringenden Nachtheile den Müllern Entſchädigung zu geben. 
Die Regierung hat, um die allgemeine Kalamität der Müller zu 
erleichtern, einen Anſchluß an die Geſetzentwürfe über Ablöſung 
der Reallaſten und über Regulirung der bäuerlichen Angelegenheis 
ten, auch die Mühlenabgaben zur Ablöſung bringen wollen. 

v. Klützo w: Der Gutsherr darf nicht für die Maßregeln der 
Regierung verantwortlich gemacht werden, aber ebenſo nothwendig 
iſt es auch, daß die Angelegenheit der Mühlenbeſitzer möglichſt 
raſch erledigt werde, und zwar im Intereſſe wie der Berechtigten 
ſo auch der Verpflichteten. a : 

55. 1 und 2 des Regierungsentwurfs beſtimmen: Wo es eine 
Streitfrage iſt, ob die Abgabe des Müllers eine gewerbliche oder 
eine Grundabgabe iſt, foll nicht mehr nach dem Geſetz vom 17ten 
Febr. 1832 die Präſumtten zu feinem Nachtheile fein, ſondern die 
allgemeinen Beſtimmungen über Beweismittel gelten. Wo nicht 
aufgehobene Reallaſten nachgewieſen werden, ſind ſie nach den 
ſonſtigen Ablöſungsgeſitzen ſofort abzulöſen. 

$. 1 wird nach dem Regierungsentwurf angenommen. Ebenfo 
auch $. 2 und außerdem noch folgender Zuſatzantrag der Kommiſ— 
ſion als neuer Paragraph und zwar als $. 2 a, 

Sind die darüber, ob und in wieweit eine auf einem Mühlen⸗ 
grundſtücke haftende Abgabe eine Grundabgabe ſei oder für den 
Betrieb des Mühlengewerbes entrichtet werden müſſe, entſtehenden 
Streitigkeiten bei der Regulirung nicht gütlich zu befeitigen, fo 
überreicht die Auseinanderſetzungs⸗ Behörde die ſpruchreif inſtruir⸗ 
ten Akten mit ihrem Gutachten dem Reviſions-Kollegium für kan: 
des⸗Kulturſachen zur Entſcheidung Gegen den Ausſpruch deſſelben 
findet weder ein ordentliches noch ein außerordentliches Rechtsmittel 
ſtott. Alle ſchon anhängige noch nicht rechtskräftig entſchtedene 
Prozeſſe gehen, wenn gegen das bereits ergangene Erkenntniß ein 
Rechtsmittel eingelegt wird, ebenfalls an das Reviſione-Kollegium 
zur endgültigen Entſcheidung auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes. 
Nur die bei Publikation diefes Geſetzes in der Reviſione- oder Nich⸗ 
tigkeits Inſtanz ſchwebenden Prozeſſe werden durch Entſcheidung 
des Ober Tribunals zum Austroge gebracht. 

3 wird nach dem Vorſchlage der Kommiſſion dahin argenom: 
men, daß alle Anſprüche der Müller auf Befreiung von Mühlen: 
ab aben bis zum 1. Januar 1855 angenommen werden müſſen. 

wird unverändert angenommen. Er beſtimmt, 
daß, wo eine Entſchädigung vom Staate in Anspruch genommen 
wird, dem Fiskus ſogleich bei Einleitung des Ableſur gsverfahrens 
davon Nack richt gegeben werden muß. 

$. 5 wird nach Verwerfung aller Amerdements mit folgender 
von der Kommiffion beantragten Aenderung angenommen: 

Es wird der gegenwärtige gemeine Kaufwerth, d. h. der 
Werth, welchen das Müßlengrundſtäck nach feiner Waſſer⸗ 
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kraft, Lage und der zur Zit der Abſchätzung beſtehenden Kon⸗ 
kurrenz, ſowie in Erwägung Ae lin ie aten 

„und Abgaben fowie aller ihm zustehenden Berech'igungen in 
Pauſch und Bogen duch Schiedsrichter feſtgeſtellt.“ 

Ebenſo wird als ein neuer $. 5 a. folgender von der Kommiffion 
vorgeſchlagene Zufag angenommen: 

„Die Schiffs mühlen find im Sinne dieſes Geſetzes ebenfalls 
zu den Mühlengrundſtücken zu rechnen.“ 

9. 6 wird nach dem Gefegentwurf angenommen. Nach dem⸗ 
felben ſoll den nach dem Geſetz vom 17. Januar 1845 gegründeten 
Mühlen das im F. 5 beſtimmte Privilegium bei Ablöſung der Laſten 
nicht u Statten kommen. 

9. 7 wird obne Diskuffion unverändert angenommen. Nach 
demſelben ſoll mit Publikation dieſes Geſetzes die Siſtirung der 
Mühlenprozeſſe aufhören. 


Landeshut, den 15. Januar. Heute iſt dem Paſtor 
Schmidt zu Haſelbach durch das hieſige Kreisgericht die 
Citation vor das Schwurgericht zu Berlin inſinuirt worden, 
indem er angeklagt iſt, in der Sitzung am 16. Nov. 1848 
für den Beſchluß wegen Nichtberechtigung des Miniſteriums 
zur Erhebung von Steuern geſtimmt und ein Druckexemplar 
dieſes Beſchluſſes geſtändlich einem ſeiner Wahlmänner zu— 
geſchickt zu haben. [N. O. ⸗Ztg.] 

Breslau. Nach den Bevölkerungsliſten von 1846 
beträgt die Seelenzahl n) der Civil-Perſonen 106,687, 
b) der Militair-⸗Perſonen 6111, Summa: 112,798. 

(Bresl. Ztg.] 

Berlin, den 18. Jan. Die Friedensunterhandlungen 
zwiſchen der däniſchen und preußiſchen Regierung haben 
geſtern begonnen. f 

Koblenz. Der Regierungs-Präſident hat an die 
Landräthe eine Verfügung erlaſſen, wonach die Fremden 
polizei geſchärft wird und die Polizeibehörden darauf zu ſehen 
haben, daß den aus dem Auslande kommenden Polen die 
Weiterreiſe in die dieſſeitigen Staaten nur dann geſtattet 
wird, wenn deren Päſſe von den Königl. Geſandtſchaften 
viſirt worden ſind. Es ſoll naͤmlich im Plan der polniſchen 
Agitatoren liegen, viele im Auslande ſich aufhaltende polni⸗ 
ſche Emigranten nach der Provinz Poſen zu dirigiren, um 
dort ihre Pläne zur Ausführung zu bringen. 


Meutſch land. 
Sach ſen. 

Dresden. Ein am 8. Januar in Königſtein von dem 
Muſikkorps des 18ten öſterreichiſchen Jägerbataillons abge: 
haltenes Konzert iſt ziemlich beſucht geweſen. Zwiſchen den 
anweſenden öſterreichiſchen und ſächſiſchen Offizieren machte 
ſich ein ſehr kameradſchaftliches Verhältniß bemerkbar. — 
Der Druck der Regierungsvorlage über die deutſche Frage 
iſt nunmehr beendet. Den Schluß macht die Note, worin 
ſich die ſäch ſiſche Regierung dem bekannten öſterreichiſchen 
Proteſte anſchließt. Sie ſagt darin, die ſächſiſche Regierung 
habe, indem ſie das Bündniß vom 26. Mai eingegangen, 
zwei ausdrückliche Vorausſetzungen feſtgehaltev, daß nämlich 
einestheils dieſe dem deutſchen Volke dargebotene Verfaſſung 
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Gemeingut der deutſchen Nation, nicht eines Theils derſelben 
werde, anderntheils aber die Aufrichtung des Bundesſtaats 
nicht mit Verletzung der aus dem deutſchen Bunde hervor: 
gehenden vertragsmäßigen Rechte erfolge. Die Regierung 
empfindet das Bedürfniß, an die preußiſche Regierung das 
wiederholte dringende Erſuchen zu ſtellen, nochmaliger Er⸗ 
wägung die Vollziehung jener Maßregel unterwerfen zu 
wollen, deren Ausführung den Rechtszuſtand und die davon 
unzertrennliche Ruhe und Wohlfahrt Deutſchlands in ſeiner 
Geſammtheit wie in feinen einzelnen Beſtandtheilen ernſten 
Gefahren preiszugeben droht. 


Von dem erſten Ausſchuß der erften Kammer iſt Bericht: 
erftattung über den Antrag auf Aufhebung der in Sachſen 
verfügten Belagerungszuſtände erfolgt. Ueber die Fort⸗ 
dauer des Belagerungszuſtandes für Dresden und Umgegend 
ſpricht ſich die miniſterielle Mittheilung folgendermaßen aus: 
Wenn ſich die Regierung mit der ſofortigen Aufhebung des 
Kriegsſtandes in Dresden und Umgegend nicht einverſtehen 
kann, ſo beruht dies auf der Ueberzeugung, daß die Partei, 
welche im vorigen Jahre die Aufſtaͤnde in der Pfalz und Ba⸗ 
den und an vielen andern Orten und Gegenden geleitet und 
hervorgerufen, ihre Pläne noch nicht aufgegeben hat und 
namentlich auf Dresden noch ihre Hoffnung ſetzt. Deutet 
hierauf ſchon die hoffnungsreiche und Rache drohende Sprache 
vieler demokratiſchen Blätter, ſo liegen auch für Dresden 
ſelbſt mehrere Anzeichen vor, die auf die Abſicht einer Ein⸗ 
wirkung auf die Soldaten im revolutionären Sinne ſchließen 
laſſen. So haben neuerdings verſchiedene Soldaten Exem⸗ 
plare der bekannten Ktiegsartikel von Heinzen, die ihnen 
zugeſtellt worden, an das Gouvernement abgegeben, und 
bei Gelegenheit einer Hausſuchung bei einem hieſigen Ein: 
wohner hat man ein ganzes Packet dieſer Kriegsartikel ſowie 
andere aufreizende Schriften gefunden. Liegt daher die Be⸗ 
fürchtung, daß nach Aufhebung des Kriegsſtandes die Wüh⸗ 
lereien und insbeſondere das Auſwiegeln der Soldaten, was 
im vorigen Jahre hier im größten Maß ſtabe betrieben wurde, 
alsbald wieder beginnen werde, ſehr nahe, und iſt grade jetzt 
bei den geſpannten Zuſtänden Deutſchlands überhaupt es 
deppelte Pflicht der Regierung, Erceffen der Art vorzubeu⸗ 
gen, die zu ganz unabſehbaren Folgen führen könnten, fo 
hält biefelbe es durchaus fiir unthunlich, den Kriegsſtand 
ſchon jetzt und ehe ihr durch ein neues Vereinsgeſetz die Kraft 
gegeben worden ift, den geſetzwidrigen Ausſchreitungen der 
Vereine entgegenzutreten, wiederaufzuheben. 


Der deutſche Aus ſchuß der zweiten Kammer, wel: 
Her anfänglich fehr eiftig an die Läſung der ihm gewordenen 
Aufgabe zu gehen ſchien, hat plötzlich feine Bera⸗ 


thungen eingeſtellt. Man vermuthet, daß der Grund 


davon in den neuſten Berliner Verwickelungen liegt, deren 
Ausgang man erſt abwarten zu müffen glauben mag, bevor 
man ſich entſcheiden 


Gewiſſen auf dem Wege, den zu verfolgen die Mehrheit 
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könne, ob man ferner noch mit gutem. 


des Ausſchuſſes bisher entſchloſſen ſchien, vorgehen könne 
oder nicht. N 

Der Hauptmann von Rohrſcheidt, der am 4. Mai nach 
der Konvention zwiſchen der Kommunalgarde und der Be⸗ 
ſatzung des Zeughauſes auf dem Rathhauſe erſchien, ſoll 
zum Tode verurtheilt worden ſein. — 


Anhalt⸗Cöthen. 

Der vereinigte Landtag hatte den Kommiſſionsbericht über 
den Geſetzentwurf zur Wahl eines Abgeordneten zum Volks⸗ 
hauſe des nächſten deutſchen Reichstages zu berathen. Die 
Debatte über dieſen Gegenſtand iſt bis zum 15. Januar 
ausgeſetzt worden, weil ein großer Theil der Mitglieder über 
die höchſt wichtige Angelegenheit noch nicht genügend infor⸗ 
mirt ſei. 4 

Freiſtadt Frankfurt a. M. 

Was bei der füngften Abſtimmung unſrer Bürgerſchaft 
ein beſonderes Intereſſe erregen muß, iſt das Verhältniß 
dieſer Abſtimmung zu jener am 17. Oktober 1848. Als es 
ſich damals darum handelte, ob wir eine neue Verfaſſung, 
eine Konſtituante, ein auf alle 21 jährigen Staatsangehörl⸗ 
gen ausgedehntes Wahlrecht u. ſ. w. haben wollten, ftimm: 
ten von 2869 erſchienenen Bürgern 2312 mit Ja und 547 
mit Nein. Dießmal, wo es galt, durch Betheiligung an 
der Wahl zum geſetzgebenden Körper dem Senate gleich ſam 
ein Vertrauensvotum zu geben, gegenlüber der aufgelöſten 
Konſtituante, ſtimmten 2807 Bürger ab. Diefe Zahl 
kommt alſo nicht allein derjenigen, welche 1848 überhaupt 
ſtimmten, faſt gleich, ſondern überſteigt auch die Zahl der⸗ 
jenigen, welche damals mit Ja ſtimmten, um 595 Stim⸗ 
men. Nicht unwichtig iſt hierbei die Thatſache, daß diesmal 
in der erſten und zweiten Klaſſe viel zahlreicher abgeſtimmt 
wurde, als 1848, die dritte Klaſſe dagegen ſichtdiesmal um 
ein ganzes Viertel geringer betheiligte, als damals. Dies 
iſt der beſte Fingerzeig, wo eigentlich unſere Demokratie zu 
ſuchen iſt. 

Die Bundeskommiſſion hat der Statthalterſchaft 
von Lauenburg den Rath ertheilt, vor dem Friedens⸗ 
ſchluſſe mit dem Könige von Danemark, Herzog von Lauen⸗ 
burg, zu keiner Genehmigung oder Publikation organiſcher 
Geſetze zu ſchreiten. 

Bayern. 

München. Unter den zu erwartenden Geſetzvorlagen 
befindet ſich auch der Entwurf einer neuen Landwehrordnung, 
welche ſehr ſtrenge Beſtimmungen hinſichtlich der Verpflich⸗ 
tung zum Dienſt enthalten foll, y 

Die Zahl der bei der Kammer der Reichsräthe eingelau⸗ 
fenen Adreſſen gegen die Judenemancipation beläuft ſich 
bis jetzt auf 364. Dieſelben kommen von 1033 Gemeinden 
und tragen über 50000 Unterſchriften. Auch an Se. Maje⸗ 
ſtät den König find eine große Anzahl folcher Adreſſen einge⸗ 
gangen. Sie kommen aus allen Theilen Baperns, mit 


= ee 


Ausnahme der Pfalz, namentlich find auch viele aus den 


drei Franken darunter. 


Han uo ver. 
Die Ausfuhr hannoverſcher Leinen im Jahre 1847 betrug 
1,549,250 rtl. und im Jahre 1849 nur 1,328,780 ttt, 


5 Hamburg. 

Am 14. Jan. war das Kollegium der Hundertundachtziger 
verſammelt, um über den an daſſelbe gelangten, von der 
Neunerkommiſſion ausgearbeiten Entwurf einer Verfaſſung 
für den hamburgiſchen Staat zu berathen. Das Kollegium 
votirte, im Gegenfaße zu den Beſchlüſſen der beiden erſten 
Kollegien, des Kollegiums der Oberalten und des der Sechs— 
ziger, mit 89 gegen 37 Stimmen die unveränderte An⸗ 


nahme des Entwurfs. Die Verfaffung der Neunerkommiſ⸗ 


ſion iſt durchgefallen. Die drei größten Kirchſpiele haben 
abgelehnt und nur die beiden kleinern Kirchſpiele haben an⸗ 
genommen. Bei der Abſtimmung waren 700 konvents⸗ 
berechtigte Bürger zugegen, wogegen bei der Annahme der 
Wahl zum Erfurter Volks⸗auſe nur 230 ſtimmten. 

Am 13. Januar Abends war in Vorſtadt St. Pauli wie⸗ 
der eine großartige Schlägerei zwiſchen preußiſchen Soldaten 
und Matroſen, welche nicht ohne bedeutende Verwundungen 
ablief. 
d Schleswig ⸗Holſtein. 

Die Landesverwaltung für das Herzogthum Schleswig 
macht im Flensburger Korreſpondenten bekannt, daß die 
Echebung der Einkommenſteuer nach der Verordnung vom 
7. Juli 1849 im Herzogthum Schleswig bis weiter auszu⸗ 
ſetzen ſei. ; . 5 

Die Landesverwaltung für Schleswig-Holſtein hat 3 
Millionen für die Beſtreitung des Land- Militairs- und 
Marineetats der Statthalterſchaft bewilligt. 


Mekleuburg⸗ Schwerin. 

Die von dem Advokaten Schramm zu Roſtock verfaßte 
Rechtfertigungsſchrift in der Verfaſſungsangelegenheit iſt, 
nachdem ſie die Genehmigung des Großherzogs und des 
Staats miniſteriums erhalten, an das Bundesſchiedsgericht 
nach Erfurt abgeſandt worden. 


Braun ſchweig. 

Bei der Vorbereitung der Wahlen für den Reichstag zu 
Erfurt zeigt ſich bisher große Thätigkeit in unſter konſtitu— 
tionell-monarchiſchen Partei. Die Linke ſcheint entſchloſſen 
zu ſein, ſich bei jenen Wahlen nicht zu betheiligen. 


Gefcertei ch. 


Ban Jellacſe wird fo lange in Wien verweilen, bis die 


Organiſation der unterſtehenden ſüdſlaviſchen Provinzen 
vollendet und beſtätigt ſein wird. Die Kocreſpondenz des 
Banal-Naths mird mit dem Central-Miniſterium in der 
Landesſprache geführt und die „Natodni Noviny“ ſchöpft 
daraus die Hoffnung, daß das Miniſterium bald ebenfalls 


in der czechiſcken Sprache mit den böhmiſchen Regierunge⸗ 
behörden korreſpondiren werde. N 

Im Handelsminiſterium werden, dem „loyd“ zufolge, 
Verhandlungen angeknüpft, welche gleſch mäßige Grundfäse 
und Beſtimmungen für den Poſtenveckehr mit Deutſchland 
herbeiführen ſollen. 


Kran freich. 

Geſetzgebende Verſammlung. Sitzung vom 11. 
Januar. Fortſetzung und Schluß der Debatte über die Ele⸗ 
mentarlehrer. §. 6. des Geſetzentwurfs: „Die Comitds 
der Arrondiſſements behalten ihr Recht, die Elementarlehrer 
abzuſetzen, doch wird dieſe Abſetzung erſt durch Beſtätigung 
des Präfekten definitiv,“ wird ohne Diskuſſion angenom⸗ 
men. Das Amendement: „Das gegenwärtige Geſetz ver⸗ 
liert 6 Monate nach ſeiner Verkündigung feine Giltigkeit,“ 
wird angenommen. Das ganze Geſetz wird mit 385 gegen 
223 Stimmen angenommen. 

Im der geſetzgebenden Verſammlung begann am 14. Sa: 
nuar die Debatte über die Oryanifirung des Unterrichts. Bei 
der jetzigen Stellung der Parteien iſt der Erfolg nicht vor⸗ 
auszuſehen. Gegen den Geſetzentwurf ſind mehr als 20 
Redner eingeſchrieben, darunter Victor Hugo. 

Das erſte Sympton von Steuerverweigerung-hat ſich zu 
Reole, dem Hauptorte eines Bezirks, kundgegeben. Der 
dortige Gemeinderath hat ſich geweigert, das Budget für 
1850 zu votiren. N 

Der Beſtand der franzöſiſchen Armee in Italien iſt auf 14 
bis 15000 Mann reducirt. 

Der Präfekt des Departements der Saone und Loire hat 
17 Wegeaufſeher abgeſetzt, weil man ſie der ſocialiſtiſchen 
Propaganda beargwohnt. 

Das Bülletin de Paris fordert die Regierung, die 
der Ordnung zugethane Preſſe und die geſammte Partei der 
Ordnung überhaupt auf, fortan mit gemeinſamen Kräften 
die ſocialiſtiſche Barbarei zu bekämpfen, welche früher oder 
fpäter die ganze bifrgerliche Geſellſchaft zu vernichten drohe, 
wenn man dem Treiben der Socialiſten nicht mit allem Nach⸗ 


druck entgegenwirke. 


Bis jetzt ſind von der erſten Nummer des Journals Na⸗ 
poleon (an welchem der Präſident mit arbeitet) 50000 Ex⸗ 
emplare abgezogen worden. Davon find in Paris nur mes 
nige Exemplare zu finden, woraus man ſchließt, daß dieſer 
Wochenſchrift ihr Wirkungskreis hauptfächlich in den De⸗ 
partements zugedacht iſt. 


türken 

Der Offervatore Romano berichtet, daß der Papſt 
die Kreirung von 20 Millionen 5 prozentiger Obligationen 
angeordnet habe. 8 Millionen werden ſofort durch Wer: 
mittelung eines pariſer Banquierhauſes renittitt. 

Der öſterreichiſche Militairbefehlshaber der Stadt Padua 
hat die Profeſſoren der dortigen Univerfität mit Stockprügeln 
bedrohen laſſen. 4 


Robe’5 Rede zu Gunſten der Müller 
gehalten 
in der Söſten Sitzung der Zweiten Kam⸗ 
mer am 16ten Januar c. a. 
abgedruckt aus den ſtenographiſchen Berichten. *) 


Meine Herren! Wenn ſich die Geſetzgebung entſchließen muß, 
Hülfe zu bringen, ſo können Sie wohl annehmen, daß diejenigen, 
welchen das Geſetz Hülfe bringen will, jedenfalls Hülfe zu fordern 
berechtigt find. Ich spreche hier nicht von einem Privatforderungs⸗ 
recht, ſondern von einem politiſchen Forderungsrecht. Den Wül: 
lern iſt man durch einen Gefegentwurf entgegengekommen, weis 
cher ihrer Noth abhelfen ſoll; es iſt alſo die Frage außer Zweifel 
geſtellt, daß ſie in Noth ſind. Ihre Kommiſſion, meine Herren, 
iſt dem Regierungs⸗Antrage weſentlich beigetreten und hat durch 
dieſen Beitritt daſſeibe bekannt, was die Regierung durch ihre 
Vorlage bekannt hat. 3 2 

In der Sıde ſelbſt find es vorzüglich zwei Fragen, die wir zu 
erörtern haben. Einmal, in welchem Maße die betreffenden Müls 
ler Hülfe zu fordern haben, und zum andern Mal, in welchem 
Maße ihnen die Hülfe durch die Geſetzborlage gewahrt wird. 
Bei der Frage, in welchem Maße die Müller ein Recht haben, 
Hülfe zu forden, muß man nothgedrungen auf die Gründe eingehen, 
aus welchen der Schaden erwachſen ift. Dieſer ift ihnen aber ers 
wachſen aus der Geſetzgebung vom 28. Oktober 1810 und vom 17ten 
Januar 1845. Ich hebe ausdrücklich hervor: 

durch ein Geſetz iſt dieſer Schade entſtanden, alſe durch Staats: 
Maßregeln. ? 

Will ich nun beweiſen, daß dieſer Schade wirklich durch dieſe 
Geleggeburg hervorgebracht iſt, fo muß ich nothwendig die Zuſtände 
betrachten, wie ſie vor dieſer Geſetzgebung geweſen ſind, und wie 
ſie ſich nach ihr geſtaltet haben. x 

Vor der Geſetzgebung vom Jahre 1810 galt das allgemeine Lands 
recht. Das Allgeme ne Landrecht ſtellte allertings prinzipiell die 
Mühlen Freibeit auf; es ſagte, daß Mühlen anzulegen Jedermann 
freiftehe, außer in offentlichen Strömen. Aber das Allgemeine 
Landrecht fügte dieſer prinzipiellen Beſtimmung ſofort Ausnahmen 
hinzu, weiche das Prinzip gänzlich auſhoben; die Regel ging unter 
den Ausnahmen zu Grunde, 

Solche Abweſchungen vom Prinzip liegen darin, daß das Allge⸗ 
meine Landrecht beftimmr: es ſollten zunächſt die allgemeinen Pros 
vinziaugefrge berückſichtigt werden. Ferner ftand dem Prinzip 
entgegen das Bannrecht, welches den me ften fistaliſchen Domainen 
und den meiſten gutsberrlichen Mühlen be'wohnte. Ware aber 
dieſes Bannrecht auch nicht bei den Mühlen geweſen, ſo hat 
doch das Allgemeine Landrecht eine anfangs nur provinzielle Vor⸗ 
ſchrift zu einer für das ganze Land erhoben, nämlich die, daß, 

wenn in einem Dorfe eine guts herrliche Mühle fi befinde, 
zunächſt in dieſer Mühle gemablen werden müſſe. Erſt wenn eine 
ſolche nicht vorhanden war, mußte nur in der Dorfmühle, und 
erſt dann, wenn auch diele nicht da war und das Dorf auch ſonſt 
keine Zwangspflicht zu einer andern Mühle hatte, erſt dann ſtand 
es den Dorfbewohnern frei, auf jeder andern beliebigen Mühle zu 
mahlen It durch dieſe Vorſchriften nun auch noch kein eigentliches 
Bannrecht begründet, fo werden Sie doch zugeben müſſen, daß 
auf dieſe Weile die Wirkung eines Bannrechts für die Mühlen 
vollkommen erreicht worden iſt. Damit auch dieſes Bannrecht auf 
keine Weiſe durchbrochen werden konnte, gab das Landrecht außer⸗ 
dem allen Mühlen ohne Ausnahme das Widerſpruchsrecht gegen 
neue Anlagen. Es durfte keine neue Anlage gemacht werden, 
wenn irgendwie der Nahrungsſtand der ſchon beſtehenden Müller 


— — ů — 
*) Die conſtitutionelle Zeitung nennt unſern Abgeordneten „den 
unermüdlichen Robe. . 5 a 
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dadurch benachtheiligt ſchren. Es ſchließt dieſe Geſetzgebung alfe 
die Konkurrenz aus; es wurde den Mällern durch dieſe Geſetzge⸗ 
bung ein beftimmter Umfang von Arbeit und Gewinn gewährleiſtet 
und den Müllern ihre Nahrung geſichert. Daß unter ſolchen um⸗ 
ftänden natürlich eine Mühle ein werthvolles Gut war, das gern 
zu Kauf oder Erbpacht geſucht wurde, iſt gewiß; wie wir beiſpiels⸗ 
weiſe es in den letzten Janren bei den Apotheken: Privilegien geſehen, 
= fie geſucht und theuer bezahlt worden find, fo früher bei den 
ühlen. 

Ich muß aber nothwendig auch einen Blick auf die Art und Weiſe 
richten, wie bei dem Uebergang der Mühlen aus dem Eigenthum 
des Domainen⸗Fiskue oder Gutsherrn das Kauegeld für die Mühlen 
regulirt worden iſt. Die meiſten Mühlen konnten nach dem, was 
ich ſchon geſagt babe, nur dem Fiskus gehörige oder guts herrliche 
fen. Sie gingen aus dieſem Eigenthum heraus durch Erbpachts⸗ 
Vertrag oder Kauf an Privat: Müller, Aber fie gingen nicht heraus 
aus dem früheren Eigenthum, ohne daß ihnen das werthvollſte 
Recht, das Bannrecht, welches dabei am meiſten in Anſchlag kam, 
mitgegeben wurde. 

Es läßt ſich nun nachweiſen, daß, wenn der Fiskus eine Mühle 
verkaufte oder vererbpachtete, die Realitäten der Mühle, von dem 
Ertragswerth der Mühle gänzlich geſondert wurden. Es waren 
dies Acer, Wieſen, Ställe, Scheunen, Fiſchereien, Gärten, 
für welche Realitäten ein Erbſtandsgeld genommen wurde, 
oder wie es an anderen Orten heißt, ein Kaufgeld. Der Ertrag 
der Mühle aber wurde nach Maßgabe der zur Mühle ge⸗ 
hörigen zwangspflichtigen Gäſte beſtimmt. Dieſe 
Theilung des Erwerbspreiſes für die Realitäten von dem Er⸗ 
werbspreis für den Ertrag der Mühle iſt eine curchgehende, überall 
vorkommende. Daß dem ſo iſt, kann ich durch einige Geſetze der 
früheren Zeit beweiſen. 

Der Herr Präſident wird mir erlauben, die betreffenden Stellen 
vorzutragen. (Zuſtimmung.) 

In dem Patent, wie die Domafnen⸗Aemter in Grbpacht zu ſetzen, 
vom 26. März 1704, heißt es im 9 11: 

„Weilen an den meiſten Orten das freie Mahlen ceffi, 
ren wird, und alſo die Zahl der Mahlgäſte durch Be; 
fegung der Vorwerker vermehrt wird, fo fol der Kanon 
von den Müllen nach Proportion der Mahlgäfte 
vorerſt fiſtgeſetzt, hernach die Gebäude, Fiſcherei, Acker, 
Wieſen und was fonften dabei iſt, ordentlich taxirt und dem 
Pluslicitanti zugeſchlagen werden.“ 

Das iſt die Geſetzgebung vom Jahre 1704. Etwas ganz Gleiches 
fagt ein Edikt vom 28 Februar 1705. f. 2 dieſes Erikts lautet: 

„Weswegen denn auch verordnet wird, daß der einmal 
nach jeder Ortsbeſchaſſenbeitregulirte Kanon bleiben 
und nichtdarauflizitirt, hingegen aber dem, der die 
meiften Erbſtandsgelder offerirt, der Vorzug gelaffen 
werden ſollen ſolle.“ 

§. 4. 

„Desgleichen werden Mühlen nach eines jeden 
Otte beſtändigem Ertrage und anderer Gelegenheit 
ange ſchlagen und für einen jährlichen Kanon in Erb: 
pacht gegeben werden, wovor denn gleichmäßig ein Erf: 
ande. oder Erbrechtsgeld folgert.“ 

Man könnte nun fragen, ob dieſe Gefeßgebung dauernd bei ung 
gegolten habe, und auch as läßt ſich beweiſen. 1775 befahl Frie⸗ 
drich ter Große dem Praſidenten der Oderrechnungs⸗Kammer, 
Robden, eine Inftruction für den damaligen Toronfolger aufzus 
ſetzen, mit deren Zugrundlegung der Thronfolger in der Finanz⸗ 
wiſſenſchaft unterrichtet werden ſollte. In dieſer Inftruction, ie 
in Preuß'e Leben Friedrich des Großen abgedruckt ift, heißt es: 

„Wenn zu den Mühlenswar gepflichtigen Mahlgaſte gehö⸗ 
ren, fo werden die Auſchläge folgender Geſtalt angefertigt: 
in Anſehung der Städte werden ꝛc. wegen des platten Landes 
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aber müſſen die kandraͤthe von den Dörfern, fo zur Mühle 

z wanrgepflichtig find, eine richtige Perſonenzahl aufnehmen. 
Von dieſer Zahl werden ½ als Kinder und ganz alte Leute 
abgeſetzt und %, zum Anſchlag behalten. Von dieſen wird pro 
Kepf 9 Scheffel zu Roggen, Grütze und Branntweinſchroot, 
3 Scheffel zu Malz und 3 Migen Futter'chroot jährlich ange⸗ 
ſchlagen und dapach der Anſchlag verfertigt. 

Sie ſeben alſo, meine Herren, daß der Mühlenzins, die ſoge⸗ 
nannte Mühlenpacht, der Karon, ausgemeſſen worden iſt nach 
Maßgabe der Zahl der Zwangsmahlgäſte. Daß dem 
wirklich fo war, ſehen Sie auch daraus, daß bis 1810 in Pommern 
auch bei den von dem Dom ain /n Fiskus in Erbpacht gegedenen und 
zu Eigenthum ausgethanen Mühlen dennoch der Kanon alle 6 Jahre 
neu regulirt worden iſt. Ja, das Edikt vom 29. März 1808, 
welches für Oſtpreußen, Litthauen, Ermeland und Marienwerder 
ergangen iſt, hebt in $$ VIII. und IX. 

den ganzen Karon, Pacht oder jede andere Abgabe der 
Mühlen zu Gunſten der Müller als zur Entſchadigung für 
das aufgehobene Zwangsrecht er forderlich auf. - 

Man kennte nun fragen, ob dieſe Grundſötze, die bei Veräuße⸗ 
rung von Domainen⸗Mühlen Platz griffen, ob auch dieſelben Grund⸗ 
ſätze von den Gutsherren befolgt werden ſeien? Meine Herren! 
Sehen Sie ſich um, wohin Sie wollen, überall finden Sie die 
Theilung det Erwerbe preiſes der Mühlen, fo wie ich fie geſchildert 
habe, einestheils in Erb ſtandsgeld oder Kaufgeld, allo in einer 
feſtſtehenden baaten Geldſumme, und andererseits in einem Kanon, 
Erbzins oder Müblenpacht. Eine ſolche Gleichmäßigkeit in allen 
Provinzen weiſt ſchon an ſich darauf hin, daß die Gutsherren die⸗ 
ſelben Grund ſätze befolgt haben müſſen, wenn es auch ſonſt nicht 
in der Natur der Sache läge, daß Texprinzipien, wenn ſie einmal 
als richtig angenommen worden ſind, überall angewendet werden, 
wo man ſie für wahr hält und den Gegenſtand findet, den man 
damit treffen will. 

Sonſt aber könnte ich Ihnen auch noch durch zahllose Beiſpiele 
darthun, daß ſelbſt bei verkauften oder vererbpachteten Mühlen der 
Kanon noch ſpäter, noch dem Verkauf, geändert worden iſt, je 
nachdem mehr Mahlgäſte der Mühle zugeſchlagen oder das 
von abgenommen werden ſind. Endlich kommen noch die Fälle 
fehr häufig vor, daß Müller von der Erundherrſchaft nur und gar 
nichts mehr erwarben, als die reine Mühlengerechtigkeit mit der 
Baubülfe der Grund herrſchaft. 

Auch in dieſem Falle iſt die Regulirung des Kauſpreiſes fo ers 
folgt, wie ich es geſogt habe, durch Erlegung eines feſten Erb⸗ 
pachtgeldes und doneben eines Ert pacht⸗Kanons. Hier ergiebt 
ſich alfo ganz gewiß, daß der Kanon nicht bezahlt werden konnte 
für irgend eine überwieſene andere Realität ale die Bauhülfe, und 
da der Werth der Bauhülfe auch heute noch berechnet werden 
kann, Zme⸗ und Kaufgeld aber weit über dieſen Werth hinaus: 
gehen, fo muß das, was über dieſen Werth gegeben worden iſt, 
für die Zwange gerechtigkeit bezahlt worden fein. 

Wenn wir dieſe Lage der Sache genau betrachten, ſo ſinden wir, 
daß der Müller zwar immer Eigenttümer der Realität iſt, daß 
er ſich aber in Beziehung auf die Nutzungen vor den Mahlgäſteu 
gleihfam wie ein Pächter verhielt, denn der Kanon, den er zu 
Be dat, ward ja nach der Zahl der Mahlgäfte verändert und 
regulirt. 

In dieſen Zuſtand hinciu tritt nun die Geſetgebung vom Jahre 
1810. In dem Edikt vom 28. Oktober $. 1 wird die Zwangsge⸗ 
rechtigkeit der Mühlen, ihr Zwangs und Banmrecht aufgeboben 
und durch das Edikt vom 2. November 1810 vollſtändige Gewerbe⸗ 
freiheit eingeführt, dergeſtalt, daß, wie es im $. 17 heißt, keiner 
Kommune und keinem Einzelnen ein Widerſpruchsrecht gegen neue 
Gewerbe Etabliſſements zuſtehen ſoll. 8 

räume dem Staat vollkommen das Recht ein, daß er Schutz⸗ 
öne, Patentirungen, Poftzwang und Konzeſſienen einführen 


kann, wie ſie der moderne Staat mit rt, und Mone 
Meilenrecht, Bannrechte, wie ſie der e 1 
und aufheben kann, wenn es das Wohl des Staats erfordert. 
Hätte ſich die Geſetzgebung hierauf beſchränkt, fo wüs de ſich dage⸗ 
gen nichts ſagen laſſen, es hätte ſich mit der Zeit das nechtliche 
Verhältniß zwiſchen den Müllein und Gutsberten ausgeglichen. 
Aber die Geſetzgebung griff in den Rechtsgang ein, und daſſelbe 
Edikt vom 28. Oktober 1810 beſtimmt im $ 2, daß die Müller 
keinen Regreß haben ſollen, weder an den Verkäufer. Erbverpäch⸗ 
ter oder Zeitverpächter, noch an die Zwargsmahlpflictigen, die 
früber zu feiner Mühle gehört haben. Durch das Abschneiden 
dieſes Regreſſes wurde den Müllern der Gegerftand ihrer Pachtung 
und Nutzung entzogen, fie wurden aber dennoch gezwungen, das 
Pachtgeld für dieſe Nutzung eben fo for zuzablen, als ob fie den 
Pacht- oder Nutzungs⸗Gegenſtand noch beiäßen und das Zwange⸗ 
recht ihnen noch zugeſtanden hätte. und darin liegt eben das 
Unrecht. 

Natürlich wurde das daraus entſtandene Uebel den Müllern 
nicht ſogleich fühlbar, denn nicht an einem Tage waren neue 
Mühlen erbaut, nicht an einem Tage war die Unternehmungs⸗ 
luſt ſo weit geweckt, um neue Mühlen ſofort erſtehen zu laſſen. 
Anfangs hatten die befreiten Mahlgäſte noch keinen anderen Vor⸗ 
theil von der erfolgten Aufhebung des Mahlzwanges, als daß ſie 
unter den beſtehenden Mühlen beliebig wählen konpten, und das 
ſchadete den Müllern noch nichts. Der noch aber wurde ſchon im 
Jahre 1811 unterm 7. September das bekannte Gewerbe-Polizei⸗ 
Edikt herausgegeben, durch welches die Real-Berechtigungen auf 
dem Lande wieder unter polizeiliche Beſchränkungen geſtellt wurden; 
dieſe Beſchränkungen traten natürlich gleichzeitig auch zu Gunſten 
der Müller ein. Bereits aber im Jahre 1816 war Se. Majeftät 
der König genötbigt, durch Kabinele⸗Ordre rom 12. Juli zu bee 
fehlen, daß die entſchädigungsberechtigten Müller durch die Klagen 
der Zinsberren nicht zu Grunde gerichtet werden ſollten. So weit 
war der Zuſtand der Müller im Jahre 1816 bereits gekommen. 


Mit der Zeit machte ſich das Uebel immer fühlbarer, und end⸗ 
lich ſah ſich der Staat genöthigt, 1826 tie Bedürfnißfrage, wie 
ſie im Allgemeinen Landrecht ſteht, von neuem einzuführen, d. h. 
es wurde nunmehr den Müllein wiederum ihre Nahrung geſichert, 
es konnte keine reue Mühle angelegt werden, ſebald die neue Mühle 
nicht, ohne der alten Abbruch zu ihun, Beſchäftigung ſir den konnte. 
So blieb die Lage der Sache bis 1815. Im Jahre 1845 aber er⸗ 
ſchien das neue Gewerbegeſetz vom 17. Januar und bob nunmehr 
jede Beſchränkung der Gewerbe⸗Etabliſſements auf, mithin auch 
die der Mühlen⸗Elabliſſements, und Jedermann kann nun Mühlen 
anlegen, ſo viel er will. 

Dadurch ſind in dieſem Augenblicke die Müller in das größte 
Elend gekommen, denn es en'ſteben an jedem Orte neue Mühlen 
und namentlich große Dampfmühlen. Daß die Müller durch dieſen 
Zuſtand Schaden erleiden, läßt ſich leicht überſehen. Sonſt befand 
ſich auf einem Gebiete, das ein⸗, zwei⸗ oder dreitauſend Einwohner 
hatte, nur eine einzige Mühle, jetzt befinden ſich auf demſelben 
Gebiete 3, 4 und 5 Mühlen. Es iſt natürlich, daß das Einkom⸗ 
men der Müller dadurch geſchmälert wird, wenn fie mit vier, fünf 
Anderen konkurriren müſſen. Man ſagt nun zwar, die Bevölkerung 
fei geſtiegen Ja wobl, aber in dem Maße, wie die Bevölkerung 
geſtiegen iſt, iſt auch der Verbrauch der Kartoffeln geſtiegen, und 
dennoch iſt die Bevölkerung doch immer nicht in dem Maße geſtie⸗ 
gen, wie die Zahl der Mühlen geſtiegen iſt. 

und wie kann der alte Müller mit dem neuen Mäller kon⸗ 
kurrtren. Der neue Müller giebt 4, 8 oder 12 Rthlr. Gewerbe⸗ 
feuer, das giebt der alte auch; neben dieſer giebt der alte Müller 
aber auch noch 100 Rthlr. Zinfen an feinen Gutsherrn; dieſen Zins 
muß er herausarbeiten und dabei natürlich eben ſo wohlfeil ſein 
Mehl geben, als der benachbarte, blos mit der Gewerbeſtenet 


betaftete Müller. Was er an Zins mehr giebt, muß er natürlich 
zuſetzen. { . 

Meine Herren! 0 0 Zuſtände ſind auch vollſtändig eingeſehen 
urd den Müllern iſt Hülfe dagegen verſprochen worden. Diefe 
verheißt das Patent vom 65. Dezember 1848, jenes Patent, durch 
welches die Verfaſſungs Urkunde publiziert wurde. In dieſem Pas 
tent zählt Se Majeſtät der König ein Geſetz zur Regulirung der 


Müßblen⸗Abgaben zu ten dringenden Zeirbedürfniſſen, 


deren Befriedigung keinen Aufſchub dulden und womit den Wün⸗ 
ſchen des Volkes entſprochen werden möſſe. 0 

Die Motive der Gefeg: Vorlage erkennen diefen bedrücktenguſtand 
der Müller ebenfalls an. Sie ſagen: (Lieſt:) 

Es iſt nicht zu verkennen, daß die Müblenbeſitzer ſich viel: 
fach in einer ehr bedrängten Lage befinden und die Sub: 
ſiſtenz einer großen Zahl derſelben bedroht 
wird. 

Hat der Staat ein weſentliches Intereffe, daß die Mühlen: 
beſitzer der Laſten, welche unter für fiegünftigen Ver⸗ 
hältniſſen übernommen und jetzt unerſchwing⸗ 
lich geworden find, nccht erliegen, fo müſſen dieſe 
Präſtationen verringert werden. 


Es fragt ſich nun, wie das Geſetz dieter bülfreichen Abſicht 
entſpricht? Ich für wein Theil muß erklären, es entſpricht dieſer 
Abſicht gar nicht Bieſchädigt worden find nicht blos die armen 
Müller, ſondern auch die wohlhabenden. Alle Müller ohne Ausr 
nab me fiehen jetzt zu ihren Mal loaſten in gleich em Verhältniß, die 
alten in keinem beſſeren Ve hältneſſe als die neuen. Die alten 
Müblen ſt hen auch zu d w Staate ir k. nem beſſeren Verbällniſſe 

als die neuen, denn fie müſſen dieſelben Abgaben an den Staat 
geben, wie dieſe. Außerdem müſſen Sie aber noch diejenigen Ab: 
gaben tragen, welche ſieblos deshalb übernommen baber, weil 
und daß die Gewerbef eiheit nicht beſtand, dafür, daß feine an: 
deren Müller ibnen Konkurrenz machen konnten, die Mahlgäſte 
ihnen geſichert wären. Nun frage ich Sie, wie eine ſolche Abgabe 
mit der Gewerbefreiheit irgend zu vereinigen iſt? Eine Abgabe, 
welche bezahlt wurde dafür, daß keine Gewerbefreiheit beſtehe, 
wird fortentrichtet neben einer anderen Abgabe welche bezahlt wird 
dafür, daß Gewerbefreiheft beſtehe. Wir haben hier zwei 
ſcharfe Gegenſätze: Abgaben dafür, daß Etwas iſt, und zugleich 
und daneben Abgaben dafür, daß daſſelbe Etwas nicht iſt. 

Es ſtehen die beiden Abgaben im Widerspruch mit ſich ſelbſt, fie 
können, fie dürfen nicht neben einander beſtehen bleiben. Die 
Müller haben ein Recht, zu fordern, daß elne von beiden Abgaben 
ihnen abgenommen werde, und da fir vor den übrigen Staa sun— 
terthanen weder bevorzugt, noch ihren nachgeſtellt werden türfen, 
fo bleibt nichts übrig, als die Staatsabgaben zu laſſen und die 
arundherriſchen abzunehmen. Darin iſt auch keine fo große 
Schwierigkeit als es ſcheint. - 


Wenn dies nun dasjenige tft, was die Müller von der Geſetz— 
gebung erwarten können fo werden Ste mir Alle zugeſtehen, daß 
das Geſetz dieſe Abſicht nicht erfüllt und nicht erfüllen kann. Alle 
Amend ments, die zu dieſem Geſetze geftellt werden find, treffen 
den Punkt nicht, den ich eben bervorgehoben habe. Ich rathe 
alſo, daß Geſet abzulehnen, damit es der Königlichen Regierung 
zur nochmaligen Berathung übergeben werden könne. 

Glauben Sie nicht, wenn Sie das Geſetz zurückweiſen, daß 
Sie diejenigen Müller benachtheiligen, welche ſcheinbar durch dies 
ſes Geſetz eine Erleichterung erhalten ſollen. Ich nenne die Er: 
leichte ung eine ſcheinbare und muß zum Beweiſe deſſen im Großen 
und Ganzen, nicht im Einzelnen auf das Geſetz eingehen, 


* r 


Die erſten vier Yrragraphen des Geſetzes richten ſich gegen eine 
Präſumtion, welche im Jahre 1832 für die Natur der Mühlen⸗ 
Abgaben aufgeſtellt worden iſt. 

Der Entſtehungsgrund des Geſetzes vom Jahre 1832 iſt der, 
daß viele Gerichtshöſe die Anſicht gefaßt hatten, der Mühlenzins 
ſei eine Gewerbeabgabe in dem Sinne dee $ SU des Ediktes vom 
2. No dember 1810. 

Meine Herren! Ge verbezinſen find die Mühlerzinſen nie ge⸗ 
weſen. Ich habe es auseinandergeſetzt, wofür fie gezahlt wor: 
den ſind. 

Der $. 30 des Edikts vom Jahre 1810 hebt aber nur diejenigen 
Abgaben auf, welche für die Berechtigung zum Betriebe 
des Gewerbes bezahlt werden, 

Meine Herren! Der Müller hatte immer das Recht, ſein Ge⸗ 
werbe zu betreiben, aber nicht das Recht, ein Zwangsrecht über 
Mahlgäſte auszuüben, wenn er es nicht beſonders erworben hatte. 


Alſo eine Gewerbe-Betriebs⸗, eine Gewerbe Erlaubniß⸗Abgabe 
iſt der Mühlenzins nie geweſen. 2 

Wenn die Gerichtshöfe dies angenommen haben, fo baben fie 
eine falſche Anſicht gehabt, und dieſer falſchen Anſicht iſt durch 
das Geſetz von 1832 entgegengetreten worden. Dieſe falſche Ar- 
ſicht exiſtirt jetzt nicht mebr. Man darf alſo durch Präſumtionen 
auch nicht mehr gegen fir kämpfen. Meine Folgerung alſo iſt, 
daß die Müller durch den Wegfall der Praſumtion jetzt keinen Vor⸗ 
theil mehr für ſich erringen können. 0 

Die Kommiſſion hat dieſes Verhältniß auch vollkommen durch⸗ 
ſchaut, indem fie an einer gewiſſen S elle ihres Berichtes von den 
vermeintlichen Nachtheiten der Müller ſpricht, die ihnen 
durch dieſes Geſetz zugezogen worden wären. Sie giebt alſo der 
Tauſchung, in welcher ſich die Müller befinden, nach, fie läßt die 
Müller nach dem leuchtenden faulen Holze greifen, weil ſie einmal 
glauben, es ſei Gold. 

Ich kann dieſer Täuſchung nicht das Wort reden. Die Müller 
fordern ihr Recht van der Gerechtigkeit der Geſetzgebung, fie 
wollen ihr Recht nicht gereitet wiſſen durch Irrthümer der Richtet. 

Wenn allo in den erſten vier Paraprephen die Hülfe für die 
Müller nicht zu finden iſt, fo kann fie nur im $ 5 liegen. Darin 
wird zunachſt der Grundfag aufgeſtellt, daß „ des Reinertrages 
jedem Müller freibleiven müſſe. 

Ich verſtebe zuvörderſt nicht, wie man darauf kommt, daß der 
Erwerber eines Grundſtückes ſich mit / des Ertrages begnügen 


müſſe. | 

Es iſt daſſelbe Prinzip allerdings in der Reallaſten⸗Geſetzgebung 
angenommen worden. Aber hat man dort dies Prinzip vielleicht 
aus anderen Gründen angenemmen, ſo folgt daraus noch nicht, 
daß man es auch hier annehmen müſſe; denn es iſt ein bedeuten⸗ 
der Unterſchied zwiſchen dem Ertrage eines Ackers und dem Er- 
trage eines Gewerbes. Der Letztere hängt von der perföntidyen 
Thätigkeit, der Geſchicklichkeit, Umſichtigkeit des Gewerbetreiber⸗ 
den und von feinem Vermögen und Kredit ab. Ich bin feft üder⸗ 
zeugt, kein einziger Grundbeſiger bat jemals verlangt, daß von 
dieſem Ertrage, der rein von der perſönlichkeit abhängt, ihm zwei 
Drittel abgegeben werden ſollen. Außerdem ift mit diefer Freiheit 
des Drittels ſehr wenig geſagt. Dies Drittel kann fo klein fein, 
daß der Müller dennoch nicht präſtations fähig bleibt. Dieſer 
Reinertrag kann jährlich 120 Rthlr. betragen; zwei Drittel dür⸗ 
fen abgezogen werden, das find 80 Rtolr., fo bleiben 40 Rthlr. 
übrig. Davon kann keine Müllerfamilie leben. 


Noch ſchlimmer ſtellt ſich die Sache, wenn man die Art ins 
Auge faßt, wie das Geſetz den Re Ban berechnet haben will. 


AF» ̃ 
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a N (Mebf Beilage.) 


Beilage zu Nr. 7 des Boten aus dem Rieſengebirge 1850, 
a — ———— 


Es fon zunächſt der gegenwärtige Kaufpreis feſtgeſtellt werden; 
der gegenwärtige, alſo kein früherer: mithin, da in dem 
Momente der Schätzung doch nicht ein Kauf vor ſich gehen wird, 
ein imaginoirer. Der Kaufpreis ſoll feſtgeſtellt werden in Pauſch 
und Bogen, was in dem gegebenen Bu'ammenhange nichts 
Anderes ſagen kann, als ohne große Genauigkeit; aber 
doch wieder mit Berückſichtigung der Laſten und Berechtigungen, 
alſo doch wieder mit genauer Kenntniß dieſer beiden Rubriken. 
Ich finde darin einige Unklarheit. 1 

Auffallender ift es aber noch, daß, um den Reinertrag einer 
Mühle zu finden, die Laſt, das Minus, nach deſſen Abzug 
doch erſt der Reinertrag gefunden werden kann, in Plus ver⸗ 
wandelt und dem gemeinen Werthe hinzugerechnet werden ſoll. 
Es iſt dies eine Operation, die ich nicht begreifen kann. Nach 
meiner Rechnenkunſt muß jedes Minus ſubtrahirt werden, 
hier aber wird das Minus als Plus addirt. Es iſt mir zwar 
bekannt, daß namentlich in Stempelſachen, um den richtigen 
Stempel zu finden, der Werth der zu Guſten des Käufers außer 
dem baaren Kaufgeld übernommenen Laſten dem baaren Kaufpreis 
hinzugerechnet werden. Es iſt mir auch bekannt, daß man den 
Kaufwerth eines Grundſtückes nicht nach Abzug der Hypotheken 
berechnet. Aber es iſt mir auch bekannt, daß dauernde immer— 
währende Laſten jedem Beſitzer eines Grundſtücks, eben deshalb 
weil er Beſitzer des Grundſtücks iſt, beim Ankauf nicht in An⸗ 
ſchlag gebracht werden. Denn dieſe Laſten ſind keine perſönlichen: 
jene bei 2 5 00 und die Hypotheken ſind perſönliche, zu 
welchen blos das acekſſoriſche Recht des Unterpfandes, das Hypo⸗ 
thekenrecht, hinzutritt. Es wäre allerdings wunderbar, wenn 
man den Reinertrag einer Sache dadurch ermitteln könnte, daß 
man die Laſten nicht abzieht, ſondern hinzurechnet. Man 
hätte ſtatt deſſen im Geſetz offen ſagen können: im gegebenen Falle 
ſoll der Brutto:Ertrag für den Netto Ertrag gelten. 


Wenn Sie nun aber die Rechnungsart des Geſetzes ſtehen laſſen, 
ſo werden Sie finden, daß, wenn die Realitäten ohne allen 
Abzug der darauf haftenden Laſten einen Werth von 13 haben, 
es haften darauf 8 ½ dieſes Werths als Laſten, der Müller immer 
und noch keinen einzigen Pfennig von ſeinem Zins in Abzug 
bringen darf. 

Er kann alſo weit über die Hälfte des Laftenfreien Werths der 
Mühle Laſten haben, ohne daß das Geſetz ihm Hülfe gewährt. 

Wenn alſo das Geſetz auch dem Müller, dem es Erleichterung 
ſchaffen will, keine Erleichterung ſchafft, wenn es nur vollſtändig 
Ruinirte treffen kang, fo erfüllt es auch in dieſer beſchränkten Be⸗ 
ziehung ſeinen Zweck nicht. 

Ueber die Amendements habe ich ſchon geſprochen, fie treffen 
den eigentlichen, weſentlichen Punkt, den Punkt der Hülfe nicht. 

Es wäre nun die Frage, woher es rührt, daß dleſe Geſetzvor⸗ 
lage ihren Zweck nicht erfüllen kann? Sie kann ihn deshalb 
nicht erfüllen, meine Herren, weil fie von einem falſchen Grund: 
ſatze ausgeht: noch hat der Rechtsgrundſatz immer gegolten, daß 
wer beſchädigt hat, auch entſchädigen muß; aber hier 
zieht ſich der Beſchädiger zurück und läßt die beiden Beſchädigten 

en Streit untereinander ausmachen, denn die, welche beſchädigt 
werden, ſind der Gutsherr und der Müller. Der Gutsherr iſt 
bis jetzt noch nicht beſchädigt worden, denn noch wird ihm der 
Zins bezahlt; der Staat verlangt aber, er folle einen Theil feines 
Rechts aufgeben, um die von dem Staate an den Müller be⸗ 
gangene Beſchä digung gut zu machen. Aber das Geſetz, f6 
ſchmerzuch es dem Gutsherrn fein muß, nimmt ihm noch lange 
nicht genug, um damit den Müller zu retten. Der Müller geht 
trotz dieſes e des Gutsherrn dennoch zu Grunde. Hätte 
man 1810 den echtsgang nicht verſchränkt, ſo würde der Müller 
auf den Gutsheren zurückgegangen fein, und biefet würde in den 


allermeiſten Fällen das Recht gehabt Haben, auf den Staat zu lic 
gehen zu können, da meiftene bie Müptengereatigkii durch Tätige 
Verträge erworben worden iſt. 


Der Staat dat feine Entſchädigungspflicht vielfach zugeſtanden. 
Er hat in den Geſetzen vom 28. März 1808 und — 7. eee 
ber 1810 ar erkannt, daß die Einführung der Gewerbefreiheit 
und die Aufhebung der Zwangspflicht zur Vermehrung der Staates 
Einkünfte nur nöthig werde, um die Finanzen zu verbeſſern. Der 
Ausdruck: über die Finanzen, fteht in dem Geſetz von 1808, der 
von „der Vermehrung der Staats Einkünfte durch Herſtellung der 
Gewerbefreiheit“ in dem Geſetz vom 2. November 1810. Der 
Staat hat ferner anerkannt, daß eine Entſchädigung eintreten 
müſſe, indem er für die ausſchließlichen Gewerbegerechtigkeiten 
in den Städten eine Entſchädigung eintreten ließ; er hat es an⸗ 
erkannt in dem Geſetze vom 28 Oktober 1810, indem im 9. 8 
geſagt wird, ausnahmsweiſe ſolle den Müllern, wenn es die Lo⸗ 
kalität bedingt, durch den Staat eine Entſchädigung gegeben wer⸗ 
den. Wie dieſe Beſtimmung ausgeführt iſt, laſſe ich bei Seite; 
jedenfalls jedoch iſt die Staats⸗Entſchädigung nicht ausreichend 
geſchehen. Daß dabei auch außerdem der Beweis beſchränkt wor⸗ 
den iſt, iſt bereits angeführt. Der Staat hat endlich auch in der 
Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 ſeine Pflicht auf Ent⸗ 
ſchädigung anerkannt, indem er in den neuen Provinzen eine Ent⸗ 
ſchädigung für die Müller eintreten ließ. Der Staat hat alſo 
für alle Provinzen feine Pflicht zur Entſchädigung anerkannt; 
nur für die Provinzen will er ſie nicht anerkennen, welche ſeit 
1807 bei ihm geweſen, die mit ihm gelitten und geduldet haben. 
Die Folge davon iſt dieſes Geſetz, das den Müllern nicht hilft, 
den Gutsherrn beſchädigt und den Beſchädiger frei ausgehen läßt. 
Im Jahre 18.0 bei der Regulirung des Staatsſchuldenweſens 
war bereits darauf Bedacht genommen, daß die Müller auf eine 
Entſchädigung vom Staat Anſpruch machen könnten, und es 
wurden damals 3 Millionen Thalern zurückgeſetzt, um die An⸗ 
ſprüche, welche von den Müllern ausgehen konnten, zu befriedi⸗ 
gen. Von dieſen 3 Millionen find 2 Millionen bis jetzt verwen⸗ 
det. Es muß daher noch 1 Million vorhanden ſein; dieſe reicht 
vielleicht hin, um die Müller zu 1 ie Es giebt im preu⸗ 
ßiſchen Staate Zinsmüller, alſo ſolche, die eine Entſchädigung zu 
beanſpruchen haben, gegen 18,000, nicht einmal voll. Wenn 
Sie nun annehmen, daß jeder Müller 150 Rthlr. zinſt, was 
aber viel zu hoch angenommen iſt, und wenn Sie wiederum an⸗ 
nehmen, daß von dieſen 150 Rthlrn die Hälfte, alſo mindeſtens 
75 Rihlr., kompenſirt werde auf die herrſchaftlichen Laſten, fo 


bleibt eine jährliche Entſchädigung von 1,350,000 Rthlr. Wenn 


Sie nun ferner in Berechnung ziehen, daß die Ablöſung jetzt zum 
18fadhen Betrage ſtattfinden muß, fo wird eine Million jährlich 
ausreichen, den Müller frei zu machen und den Gutsherrn zu⸗ 
frieden zu ſtellen. Der Staat hat durch die Aufhebung der 
Zwangepflicht Gewinn gezegen, denn durch die Aufhebung der 
Zwangspflicht iſt ihm die Möglichkeit gegeben worden, eine Ges 
werbe Abgabe einzuführen und eine Menge neuer Mühlen ſich 
etabliren zu laſſen. Es würde ſehr wünſchenswerth fein, wenn 
das hohe Finanz Minifterium feſtſtellen wollte, wie vi I die Ge⸗ 
werheſteuer der Müller in allen Provinzen beträgt; dann wünde 
es ſich ergeben, daß mit dem Ertrage der Gewerbeſteuer der 
Müller ſehr leicht eine Regulirung getroffen und eine Ablöſung 
der Laſten der Müller bewirkt werden könnte, eine Ablöſung, 

welche beide Theile befriedigt. Hat der Staat beſchädigt, 0 

muß er auch feine Pflicht zur Eniſchadigung anerkennen. Da 
dies in dieſem Geſetze nicht geſchehen iſt, ſo bitte ich, es abzu⸗ 
lehnen und es der Königlichen Regierung zu Überlaſſen, uns ein 
neues, andetes Geſet vorzulegen. 


rt 


An die Freunde der geordneten Jagd⸗ Freiheit 
323. auf dem Ruſtikal⸗Eigenthum. 


7 


Durch das neue Jagd⸗Polizei⸗Geſetz geht die freie Jagd: 
ausübung für die Ruſtikalbeſitzer auf ihrem Eigenthume 
verloren. Zur Abwehr dieſer Gefahr haben wir einen 
zahlreichen Verein gebildet, und einmüthig auf Mittel ges 
dacht, welche bezwecken ſollen, daß die freie Jagdausübung 
den Ruſtikalbeſitzern auf ihrem Eigenthum verbleibe. 

Wir erkennen es, daß das in ſeiner Ausübung gänzlich 
loſe Jagdgeſetz vom 31. Oktober 1848 gezügelt werden 
mußte; daß uns aber die Jagdfreiheit auf unſerm Eigen⸗ 
thum, während ſie andern verbleibt, ganz entzogen werden 
würde, dieſes hatten wir nicht ermartet. 

Wir können die von den Feinden der Volksfreiheit mit 
ſo vielem Geſchrei erhobenen Klagen gegen den Mißbrauch 
der Jagdfreiheits-Ausübung durchaus nicht für begründet 
erachten. Denn: was die Befürchtung wegen der bewaff⸗ 


neten Revolution durch das freie Jagdgeſetz, betrifft, fo- 


erwidern wir: dieſe Zumuthung — einem ſo zahlreichen 
Stande eine ſolche Nichtswürdigkeit anzudichten — muß 
uns aufs tieffte kränken; der biedere preußſſche Ruſtikal⸗ 
ſtand wird ſeine Jagdwaffe nie zu ſolch unedlem Gebrauch 
nützen. — 

Wir glauben hier am rechten Ort bemerken zu dürfen, 
wie wir das Bürgerwehr -Geſetz, weil es nach unferer 
Meinung den Schein hatte, als felle es gegen unſern edlen 
und geliebten König, die Regierung und Geſetze ein Trutz 
fein, mit Verachtung zurückwieſen. In dieſem Inftitue 
hätten wir eher eine bewaffnete Revolution erkannt. 

Dieſes Jagd⸗Geſetz aber hat den Ruſtikalbeſitzern ein 
Recht verliehen, welches ihnen ſchon lange gehörte. 


Was ferner die Hervorhebung ſo vieler Unglücksfälle, 
welche das Geſetz vom 31. Oktober 1848 veranlaßt haben 
ſoll, betrifft, fo erwidern wir darauf: Wenn man die Zügel⸗ 
loſigkeit der Ausübungserlaubniß, — deren Nothwendigkeit 
zu ordnen wir gar nicht verkennen, — zu den Unglücksfällen 
in Betracht nimmt, ſo muß man ſich höchlichſt wundern, 
daß nicht jedes Dorf in der fo langen Zeit die ſer freieſten 
Ausübung einen Unglücksfall zu beklagen hat. — Gott ſei 
Dank, daß dies nicht geſchehen iſt. — Die vorgekommenen 
Unglücksfälle aber find im Verhältniß immer nur als gering 
anzusehen, und auch wir wiſſen weithin in unſerer Umgegend 
von keinem. Unglücksfälle aber ſind im Umgange mit Feuer⸗ 
gewehr vor dem beregten Geſetz vorgekommen, und werden 
auch nach neuen Geſetzen vorkommen. ö 


Das edle preußifche Volk hat es auch hierin be wieſen, daß 
es für die Freiheit mündig und ihrer würdig war. 
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Tritt nun noch hinzu, daß: wie jede Frucht erſt Keim, 
jeder Gelehrte erſt Schüler fein muß; und fo auch dieſe 
Kunſtausübung erſt gelernt und geübt ſein will, es alſo zu 
erwarten ſteht, daß ein, lange vor dem Erſcheinen des freien 
Jagd⸗Geſetzes; in Waffen ſtehendes Volk, deren größter 
Theil im Heere gedient, und folglich mit den Waffen um⸗ 
zugehen gelernt hat; es auch recht bald in der Kunſt mit 
dem Jagdgewehr, vorſichtig zu fein, zur größern Voll⸗ 
kommenheit bringen wird. s 

Was wiederum die fo ſehr gewiſſe Votausſetzung der 
Wildvertilgung und Wilddieberei durch das allaufreie Geſetz 
betrifft, ſo ſehen wir dieſem entgegen: Es iſt unleugbar, 
daß die Mationatverfammlung einen gewaltigen Mißgriff 
durch die Nichtbeachtung der Schonzeit that; wir wiſſen 


- aber auch, daß viele ehrenwerthe Gemeinden, wie man aus 


ihren Statuten erſieht, dem Uebel kräftig vorbeugten, und 
wir hätten dem nicht rathen wollen, welcher ſich zur Schon⸗ 
zeit auf ihrem Eigenthum bei einer Wildtkdtung hätte betref⸗ 
fen laſſen. Auch gewahren wir noch eben ſo viel Haſen und 
Hühner, ja noch mehr auf unſetem Eigenthum, als vor 


Einführung des freien Jagd-Geſetzes; denn wir find und 


werden auch wohl nie ſolche fertige Schötzen werben, als 
Männer vom Fach; theils fehlt es uns zumeiſt an guten 
Gewehren und abgerichteten Hunden, ihetis bekommen es 
viele gar bald überdrüſſig, wenn fie viel Schußgeld verwenden 
müſſen, und wenig erlegen. Und einem Haſen den ganzen 
Tag nachzukaufen und aufzupaſſen, dazu haben wir keine 
Zeit. Die vielfache Proppezeihung beim Beginn der Aus⸗ 
übung diefer Freiheſt aber, daß in einem Jahr weder Haſe 
noch Huhn vorhanden fein würde, iſt daher gänzlich zu 
ſchaͤnden geworden. Was die MWiiddieberet anbelangt, fo 
werden die Diebe in ihrer ſträflichen Ausübung mehr gehin⸗ 
dert und abgehalten, wenn ſie von Vielen mit eben dem 
Eifer, als nur wenigen Menſchen bewacht werden, 

Wir haben nun bewiefen, daß alle dieſe Gründe, worauf 
ſich die Feinde des guten Rechtes, der freien Jagdausuͤbung, 
welches den Ruſtikalbeſitzern auf ihrem Eigenthum gehört, 


ſtützen, um dieſes Recht denſelben zu entziehen, durchaus 


unhaltbar ſind; und ſie hätten denſelben um dieſer Urſachen 
willen ihr gutes Recht immerhin belaſſen können. 

Wir können daher nicht umhin, höchlichſt zu erſtaunen, 
daß wir unſer gutes und bewilligtes Recht, die freie Jagd⸗ 
Ausübung auf unſerm Eigenthum, während fie den Herr⸗ 
ſchaften frei bleibt, fo theuer bezahlen ſollen. Denn ſoll 
der Ruſtikal⸗Eigenthümer einen Schein, welcher 3 Thlr. 
koſtet, löſen, für welchen er vielleicht einen, oder auch gar 
keinen Haſen ſchießt, fo kommt er doch wahrlich ſehr hoch 
daran! Oder iſt denn das Wild für den hohen Adel und 
Hertſchaften nur allein geſchaffen, daß fie ſelbiges von ihrem 
Eigenthum umſonſt, und wir daſſelbe von dem unſern fo 
theuer bezahlen müffen? 

Und beherzigen wir die Verwendung der 3 Thaler, wovon 
2 in die Armenkaſſe fließen, fo iſt es ſehr edel, daß man der 
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Armen ſo mildiglich gedenkt, auch wir huldigen dem Grund⸗ 
ſatz: „Wer den Armen giebet, leihet dem Herrn“, ſehr gern; 
aber daß dieſes allein auf unſere Koſten geſchieht, und wir 
dieſe 2 Thlr., welche in die Armenkaſſe fließen, gleichſam 
als ein Strafgeld, wie von einer von uns begangenen un⸗ 
rechten Handlung betrachten müſſen, das iſt uns unbegrelf⸗ 
lich. Der dritte Thlr. aber ſoll der Staatskaſſe überwieſen, 
und Diejenigen entſchädigt werden, welche das Recht, auf 
fremdem Grund zu jagen, verloren haben. So viel hierüber 


auch zu ſagen wäre, wollen wir nur kurz erwidern, daß es 


unmöglich ein Recht ſein kann, auf fremdem Eigenthum zu 
jagen; und wir können wieder nicht begreifen, wie ein uns 
fo lange vorenthaltenes Recht, von Andern aber mit Unrecht 
auf unſerm Eigenthum ausgeübt, dieſes Unrecht noch ente 
ſchädigt ſein will; die Ruſtikal-Beſitzer hätten wohl eher 
Anſprüche auf Entſchädigung, als die, welche ſo lange die 
Jagdausübung auf ihrem Eigentyum betrieben haben. 

Mir proteftiren aber feierlichſt gegen die g. §. §. in dieſem 
Geſetz, welches uns ein anerkanntes Recht, die freie Jagd— 
ausübung auf unſerm Eigenthum, verbietet. gr 

Wir wollen uns daher in dieſer Noth durch Petition an 
unſern edlen und hochherzigen König, und an das hohe 
Miniſterium wenden, und um Abhülfe der uns drohenden 
Gefahr bitten. . 

Ihr aber, ihr taufend und abertauſend Freunde der ge⸗ 
ordneten Jagdfreiheit, verharret nicht im dumpfen Schwei⸗ 
gen, gebet nicht der Meinung Raum; G 1 

„Den wollen wir ſehen, der uns die Jagdausübung 
„auf unſerm Eigenthum verbieten ſoll.“ 

Ethebet mit uns auf ähnliche Weiſe eure Stimme, wirket, 
weil es noch Zeit iſt zu wirken, denn es ift die höchſte Zeit. 

Giesmannsdorf bei Landeshut, im Januar 1550, 

Die Nuſtikalbeſitzer 


von Giesmannsdorf, Wittchendorf, Neu⸗Neichenau 
und Hohenhelmsdorf. . 


201. Seiner Hoch wurden, 
dem 
Königlichen Superintendenten 


Herrn P. Roth in Erdmannsdorf. 


Wenn in der Sorge baͤngſtem Dunkel ſich 4 
Des Gatten Bruſt nicht weiß zurecht zu finden, 

Und, weil ihm treulos Freund und Gluck entwich, 
Nur Labyrinthe rings ihn eng umwinden; 

Wenn jeder Pflicht als Weib und Mutter treu, 
Die Gattin troſtlos doch im Drange weinet, 

Mit dem, an jedem Morgenroth ihr neu, 

Dies Schickſals Arm erſcheinet: 


Dann iſt's der Rückblick hin zum Traualtar, 
Der Beide ſie weiß wieder zu ermannen, 
Zu ihm, vor dem im Austauſch einſt fo klar, 
Herz gegen Herz, ſie Alles ſich gewannen; 
Zu ihm, auf dem der reinſten Liebe Bild 
An ſeine Bruſt die Hoffenden gezogen, 
Aus der, ſo oft ſie ſelbſt es wollten, mild 
Sie Troſt und Heil geſogen. 


Sie ſeh'n die Stunde neu erbluͤh'n, wo fie 
Im holden Chore ihnen theurer Zeugen, 
Ergriffen an Gemuͤth und Herz wie nie, x 
Vor dem Erhabenſten ſich würdig beugen: 
Erſtarkt dem Schmerze gegenuͤber ſteht 
An den Allvater dann ihr Kinderglaube, 
Von Hoffnung und Vertrauen friſch umweht, 
In ſeiner Siegerlaube. 


Daß dieſes Traualtares Heiligkeit 
Selbſt Volksſgal und Gerichtshof zu entfalten 
Nicht fähig find, haft Du zu feiner Zeit 
In ehrenvoller Weiſe feftgehalten : 
Wo Taufe, Liebesmahl und Predigt nur 
In jedes Chriſtenleben Weihe tragen, 
Da einzig weiß des Segens Bluͤthenflur 
Der Ehe auch zu tagen. 


Das iſt „die große Wahrheit“, die hinein 
In wack'rer Ehepaare Wandel leuchtet, 
Bald ihn verklärt wie Fruͤhlingsſonnenſchein, 
Bald ihn mit reinem Wohlſeins Thau befeuchtet: 
Dem Traualtar eutſtrahlt der Morgenſtern, 
Dem Pilgerpaare Bahn und Ziel zu weiſen, 
Um feinem Bund, geſchloſſen vor dem Herrn, 
Durch Wort und That zu preifen, 


Du dachteſt und Du ſprachſt ſie, Ehrenmann, 
Ein tauſendfaches Echo Dir zu wecken, 
Und, was des Zeitgeiſts Taͤuſchung irgend ſpann, 
Auch hinter ſeiner Maske zu entdecken: 
Des Vaterlands Vertreter ſenden Dir 
„Das Wort des Beifalls“ freundlich d'rum entgegen; 
Und was ſie athmen, Wuͤrd'ger, wollen wir, 
Frucht Deiner Treue, pflegen. 


Der Deutſche ehrt der Väter Heiligthum, 
Der Ehebund gehoͤrt ihm zum Altare, 

Daß Lieb' und Freue bleibend ſich fein Ruhm 
An ihrer ſchoͤnſten Quelle aufbewahre, 

Und daß, wo zarter Pflichten Machtgebot 

Er noch der fernften Nachwelt wird bekennen, 

Mit reiner Achtung er ihm Ein en Rot h 
Darf „wahren Vormund“ nennen. G. d. L. 


* 


Nobe gegen einen Zeitungsartikel. 


208. Die Schleſiſche Zeitung vom 15. d. M. enthalt 
in Rr. 12 einen Corkespondenzartikel aus Hirſchberg, 
folgenden Inhalts: 


Während der Kammerferien hat Herr Juſtizrath Robe 
von hier, im Löwenberger Kreiſe in einer Verſamm⸗ 
lung Vorträge gehalten, während er nicht Zeit gefuns 
den, ſeinen hieſigen Wahlmännern einen Bericht über 
feine Thätigkeit zu erſtatten, was vielfeitig befremdete. 
Die Abſicht war, bei dieſer Gelegenheit ſich zum De⸗ 
putirten zum deutſchen Volkshauſe zu empfehlen. 

Ich 


Dieſe Angaben find in jeder Silbe unwabr. 
habe Hirſchberg während der Ferien nicht rerlaſſen, und 
weder in Löwenberg noch ſonſt wo weder Verſammlun⸗ 
lungen noch Vorträge gehalten. Das Nichtſein der 


vorgeblichen Thatſache überhebt mich der Mühe, der ihr 
untergeſchobenen Abſicht zu widerſprechen. 
Berlin den 18, Januar 1850, Robe. 


295. Na chern f 
unſerm uns ſo plotzlich entriſſenen, unvergeßlichen Manne, 
Vater, Schwieger⸗ und Großvater, dem Freibau ergutsbeſitzer 


Ernſt Chriſtian Günther. 


Er ſtarb am 4. Jan. Nachmittags um 3 uhr, an Lungen⸗ 
ſchlag, in dem Alter von 57 Jahren 11 Monaten 23 Tagen. 


Theurer Vater, Deine itd'ſche Hulle 
Ruhet nun in tiefer Grabesnacht, 
Doch es war 15 Gottes heil'ger Wille, 
Deſſen Du bei jedem Werk gedacht. 


Ruhe denn, ja ruhe ſanft in Frieden, 

Bis wir Alle Dich einſt wiederfehn, 

Jan Liebe, die uns hier beſchieden, 
ann im Grab unmöglich untergehn. 


Du, mit Deinem kindlichen Gemuoͤthe, 
Deiner Einfalt, Deiner Biederkeit, 
Du, von feltner Freue und voll Güte 
Die man ſucht hienieden weit und breit. 


Du ruhſt jetzt in Deinem ſtillen Grab I 
Schlaͤfſt nun aus von Deines Lebens Mihn, 
Unſ'rer Herzen letzte, einz'ge Habe 

Sind nur Klagetoͤne, nimm fie hin! 


Nimm bie Ihraͤne, die dem Aug' entzittert, 
Nimm ſie hin, da ſie die Liebe weint. 
Ob der Hügel Deines Grabs verwittert, 
Sie hat uns auf ewig Dir vereint. 


81 nend mög’ Dein Geiſt uns ſtets umſchweden, 
45 8 1 Aus ſtets 1 9 ſein ib 

2 ort in unfern Herzen 
Bis wir uns dort * mit Dir freun, 
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kiebend woll'n wir Dich im Herzen halten, 
Der fo gut es ſtets mit uns gemeint! 
Mag des Schſckſals Wille um uns walten 
Bis das Jenſeit uns mit Dir vereint. 


FJiefhartmannsdorf u. Tſchiſchdorf den 20. Januar 1850, 
Anna Regine, geb. Wenn rich, als trauernde Wittwe. 


Gottfried, Chriſtiane, Ernſt u. Johanne Günther, 
als Kinder, 


Ehrenfried Langer, als Schwiegerſohn. 


Johanne, geb, Baumgart 1 
Chriſtiane, geb. Friebe, ar Schwiegertochter 


und fuͤnf Enkelkinder. 


Eutbindungs⸗ Anzeige. 
286. Die am 13. d. Mts., Nachmittags 3 Uhr, erfolgte 
glückliche Entbindung meiner lieben Frau, Louife, geb. Kütt⸗ 
ner, von ein Paar Zwillingen, Mädchen, beehre ich mich 
allen meinen werthen Freunden und Bekannten, ſtatt beſon⸗ 
derer Meldung, hiermit ergebenſt anzuzeigen. 
Jauer, den 15, Januar 1350, 
Siegert, Königl. Kreis⸗Gerichts⸗Aktuarſus, 


Todes fall⸗ Anzeige. 
318. Am 14. d. M., früh 5 Uhr, ſtarb unerwartet ſchnell 
am Schlage, unſer guter Gatte, Vaker und Schwiegervater, 
der Papierfabrikant C W. L. Elsner zu Egeledorf. 

Um ſtille Theilnahme bitten 
die Hinterbliebenen. 


200. An Beiträgen für die durch neberſchwemmung Ver⸗ 
unglöckten im Guh rauer Kreiſe find ferner eingegangen: 
v. Foͤrſter auf Langenau Irtl., P. H. 10 far., Foͤrſter Köhler 
in Schreiberhau 15 ſgr. Brauermſtr. Flach in Lomnitz Urtl,, 
ungenannt 15 far., F. B. Urtl., Kfm. Urban 10 fgr., Sachs 
u. Söhne Urtl., Koſche Urtl., Frl. Jachmann 20 fgr., San.⸗R. 
Dr. Schäffer Artl., O. I. d. 7 fgr. Opf., Fr. O.. Gießel Ixil, 
F., J.-C. Woit Irtl, E. H. K. 10 far., Frl. Schneider Artl., 
St. 25 ſgr., A. S. in Warmbrunn Urtl., Sturm aus Bober⸗ 
roͤhrsdorf 2 far., O. ⸗L. v. Hülleffem Urtl., Mühl in Sachſen 
Artl., Ger.⸗Sekr. Sründling 10 gr., Poſt⸗Dir. Günther zrtl., 
R.⸗A. Aſchenborn Urtl, in Summa 25 rtl, 4 fer, 9 pf. 
Die früheren Beträge: 792 42 

Von Ihrer Koͤnigl. Hoheit der Frau Groß: 
Fe Eon Meklenburg⸗ Schwerin 50 =: — = — ; 


In Sumina 15 T rtl. 7 for. Tyf. 
Hirſchberg, den 20. Januar 1830. 
v. Senden. v. Grävenitz. 


322. Für die durch zweimaligen Hagelſchaden heimgeſuchte 
Gemeinde Maiwaldau find ſeit der letzten Anzeige in 
No 92 d. B. vom 17. Novbr. 1819 an milden Gaben einge⸗ 
gangen: im Novbr. v. Grbrmſt. H. Rülke in Warmbrunn 
1 Schffl. Korn, v. Bauergutsbef. Töpler in Boberröhrs dorf 
1% Schffl. Korn u v. Bauergutsbef. Protſch daſ. 
Gerſte; im Decbr. aus Voberröhrsdorf von Mehreren 
zuſ. 5 Schffl. Korn, 2½ Schffl. Gerſte, %, Schffl. Hafer; 
durch H. Ortsrichter Kleinert aus Sg ler von ihm 
ſeloſt 2 Schffl. Korn, v. d. Gutsbeſ. H. Sch 

kel 1, Siebenhaar 1, Hielſcher I, Toͤpler Ju, Anſorgeſchen 


1½% Schffl. 


* 


Erben % v. d. Muͤllerneſtr. Auguſtin 1 u. Dreßler %, v. d. 
Gerbermſtr. Menzel % u. Preuß , v. Schndrm Grieſch , 
v. d. Garn Müller 4, Schindler /, Enge 4%, Pohl , 
Theuner % u. Schoͤbel % Schffl., zuſ. li Schffl 8 Mtz. 
Korn; durch den Freigutstef. H. Latzke in Warmbrunn 
von ihm feltft 3 Schffl. Korn, 1 Schffl. Gerſte, 1½ Schffl. 
Hafer, v. d. Gutsbeſ. H. Beſſer 1½ Schffl. Korn, Hielſcher 
1% Schffl. Hafer, Neumann I Schffl Korn, Mens 10 Mtz. 
Gerſte, Seiffert 10 ME. Gerſte, Fr. Beſſer 1Y, Schffl. Korn, 
Fr. Schall 1 Schffl. Korn, zuſ. 7%, Schffl. Korn, 2%, Shffl. 
Gerſte, 3 Schffl. Hafer, u. v. Gaſthofbeſ. H. Finger Urtl., 
v. verw. Fr. Müller aus Voigtsdorf I rtl. ; von Kaiſers⸗ 
waldan 2% Schffl. Korn, 2½ Schffl. Erbſen, J½ Schffl. 
Hafer, ½ Schffl. Kartoffeln und 7 Schuͤtten Stroh; — im 

aunar v. Bauergutsbeſ. Scholz aus Boberröhrsdorf 
„ Schffl. Korn. 0 

Den freundlichen Gebern allen den herzlichſten Dank und 
Gottes reichen Lohn! 

Maſwaldau, den 16. Januar 1850. 


Biedermann, Paſtor. 


208. Sonnabend den 28. Januar 1650 
Concert 


im Saale der Gallerie zu Warmbrunn 
Abends 6 Uhr 
zum Vortheil der Ueberſchwemmten⸗ 
im Guhrauer Kreiſe. 


Zu dieſem Goncerte, welches ich unter gütiger Mitwirkung 
der Frau Staats⸗Anwalt Hoffmann, der Fräulein Puppke 
und Richter, fo wie des Herrn Freiherrn v. Zedlitz, Hrn. 
Tſchiedel und mehreren Herren der Warmbrunner Lieder⸗ 
tafel, veranſtalte, lade ich Nah und Fern zu zahlreicher Theil⸗ 
nahme ergebenſt ein. 

— E. Gf. Schaffgotſch⸗Maywaldan. 


376. Naͤchſten Sonntag, den 27. Jan., Nachmittag 2 Uhr, 
verſammelt ſich der Veteranen⸗Verein im Saale zum Kynaſt. 
Hirſchberg. ’ Krauſe, Major a. D. 


— 


Amtliche und Privat: Anzeigen. 


300. Bekanntmachung. 

Den unter der Direction des unterzeichneten Kreis Ge: 
richts ſtehenden Herren Vormündern wird die Einreichung 
der Erziehungs » Berichte und Vormundſchafts⸗ Rechnungen 
ir das Jahr 1849 in Erinnerung gebracht, und erwartet, 
Pie dis Ende dieſes Monats alle Berichte und Rechnungen 
f „geben. Nach Ablauf der Krift wird die anderweitige Auf: 

tung auf Koſten des Saumigen ergehen. b 
Zweck Erziehungs » Berichte müffen vollſtaͤndig und ihrem 
entſprechend erſtattet und denſelben die Zeugniſſe der 


betreffenden Lehrer über den regelmäßigen Schulbeſuch der 


Pflegebefohlenen bei efuͤgt werden 
Formulare zu en Erziehungs » Berichten 


find in der hi 
käuflich zu h 1 Buchdruckerei des Herrn Landolt 


Hirſchberg, den 18. Januar 1850, j 
Königliches Kreis Gericht. II ubtheilung. 


155. Bekanntmachung 0 

Die Uebernahme der auf das Königliche Kreis⸗Gerichts⸗ 
Gebäude ſub No. 27 P. bier zu repartirenden Einquartirung 
ſoll an den Mindeſtfordernden verdungen werden. Zur Abgabe 
der dießfaͤlligen Gebote ift ein Termin auf 

den 23. Januar c., Vormittags um 9 Uhr, 
vor dem Kreißrichter Lucas anberaumt, zu welchem Bie⸗ 
tungsluftige mit dem Bemerken eingeladen werden, daß die 
dießfälligen Bedingungen im hieſigen Gerichtegebäude eins 
geſehen werden koͤnnen. 

Hirſchberg, den 5. Januar 1850, 

Königliches Kreis⸗Gericht. 


II. Abtheilung. i l 
Luc a 6, Kreis » Richter. 


299. Bekanntmachung. 

Die Dachreparatur des ſogenannten grünen Hauſes zu 
Gruͤſſau, Kreis Londeshut, vorzugsweiſe in theilweiſe Um⸗ 
deckung des Ziegeldaches und Anbringung von Blechkaffer⸗ 
fenſtern befebend, ſoll im Wege der Sutmifjion dem Min⸗ 
diſtfordernden uͤbergeben werden. 

Unternehmungsluſtige qualificirte Werkmeiſter werden 
hiermit aufgefordert ihre Submiſſions forderungen, unter 
Anzeichnung als ſolche auf der Adreffe, dem Unterzeichneten 
bis zum 1. März c. portofrei einzufenden. 

Der Koſtenanſchlag, ohne Preiſe, liegt bei dem Unter⸗ 
zeichneten zur Einſicht offen und koͤnnen auf Verlangen 
Abſchriften davon gegen Erſtattung der Kopialien verabfolgt 
werden. Hirſchberg den 18. Januar 1850. 

W. Salzenberg. Bau ⸗Inſpektor. 


247, Bekanntmachung. i 
die Bildung der Diſtricts-Commiſſionen bei 
Regulirung der gutsherrlich- bäuerlichen Ver⸗ 


hältniſſe betr. 

Auf Grund der Beſtimmung des & 3 des Geſetzes vom 
9. November 1849, betreffend die Feſtſtellung der bei Ablö⸗ 
fung der Reallaſten zu beachtenden Normalpreife und Nor⸗ 
malmarktorte, werden alle zum Bezug abloͤslicher Reallaſten 
im Kreiſe Loͤwenberg Berechtigten hierdurch eingeladen, Sich 

am 6 Februar 1850 Vormittags 10 Uhr 
im Hotel qu Roi in EHRE 
einzufinden, um die Mitglieder für die Diftricts:Commiffion 
zu erwählen. x 

Der Koͤnigl. Domainen : Fiskus, welcher ablösbare Real⸗ 
laſten im Kreiſe bezieht, kann durch einen Bevollmächtigten 
an der Wahl Theil nehmen. 

Gleiche ben das Wahlrecht auszulben, ſteht auch 
jedem anderen Berechtigten zu. 2 . 

Der Bevollmächtigte muß ſich im Termine legitimiren. 

Loͤwenberg den 8. Januar 1850, 

Der Königliche Landrath. 
202. Subhaſtations Patent. 

Zum Verkauf des zur nothwendigen Subhaſtation geſtell⸗ 
ten Antheils des Wilhelm Engmann, an dem ſub Nr. 132 
zu Hermsdorf u. K. belegenen, im Ganzen dorfgerichtlich auf 
110 Rthlr. abgeſchätzten Engmann'ſchen Hauſes, ſteht auf 
5 den 6. Mai c. Vormittags 10 uhr 
in dem hieſigen Gerichtslokale Termin an. Die Taxe und 
der neueſte Hypothekenſchein find in unſerer Regiſtratur 
einzuſehen, die Kaufbedingungen ſollen im Licitations⸗Ter⸗ 
mine 5 u werden. 

Hermsdorf unterm Kynaſt den 16. Januar 1850. 

Königliche Kreis» Gerichts ene, 
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307. Es wird hiermit bekannt gemacht, daß von jetzt ab 
alle Sonnabende Nachmittags im Schleußbuſche Schwarz: 
Reiſſig zu verkaufen ſteht. 
Hirſchberg, den 21. Januar 1850. 5 
Die Forſt⸗ Deputation. 
. Auction. Se 
281. Donnerftag den 31, Januar c., Vormittag 
11 uhr, werden im hieſigen Zeughauſe auch noch folgende 
ausrangirte Gegenſtaͤnde, als: 
1 Hinterkummtgeſchirr, 
1 Vorderkummtgeſchirr, 
2 Sielengeſchirr, 
5 14 Halftern 5 
öffentlich” an den Meiſtbietenden gegen ſofortige Bezahlung 
verſteigert. Hirſchberg, den 16. Januar 1850. 
Das Kommando des 11. Bataillons 
(Hirſchberg.) 7. Landwehr Regiment. 


315. Anktionsverkauf u Friedeberg a. ©. 
Dienſtag den 29. Januar, Vormittags II Uhr, follen am 
hieſigen Rathhauſe ash 
15 Pferd (Wallach), ein Spazierſchlitten und Schellen⸗ 
eläute 
9405 baare Bezahlung Wen verkauft werden. 


coda, Aukt.⸗Komm. 
Zu verpachten. 


22. Das Gaſthaus genannt 


„Wilhelmshöhe“ 


iſt anderweitig vom 1. April c. ab zu 


jo er 


verpachten. Kantionsfähige und 

ſolide Pächter erfahren das Nähere 

bei Bruchmann im Hotelde Prusse, 
Warmbtunn d. 12. Januar 1850. 


53, Eine Bäckerei und Krämerei iſt in Mertſchuͤtz, 
Kreis Liegnitz, bei der Kirche und dem Gaſthof gelegen, zu 
verpachten. Das Naͤhere bei dem 
Goſtwirth Pohl in Mertſchuͤtz. 
Brau⸗ und Brennrers und Gaſtwirthſchafts⸗ 
Verpachtung. 

280. Das Brau und Brennerei⸗Urbar des Dominii Wer⸗ 
nersdorf, Kreis Bolkenhain, verbunden mit Gaſtwirthſchaft 
und Fremdenbeherbergung und hiernach verſehen mit raͤum⸗ 
lichen und ſehr freundlichen Gelaſſen, ſo wie mit bedeuten: 
dem Betriebs- Inventario, an der verkehrreichen Chauſſce 
zwiſchen Landeshut, Kupferberg und Hirſchberg und in der 
Mitte des hieſigen volkreichen Ortes ſehr bequem gelegen, 
von jeder der Staͤdte Landeshut, Bolkenhain und Kupfer⸗ 
berg eine Meile entfernt; ſoll von Johannis d. J. ab, wie⸗ 
der auf drei Jahre. im Wege des Meiſtgebots, verpachtet 
werden, wozu ein Bietungs Termin auf 

den 20. Februar «, Vormittag 10 uhr, 


in der Umtswohnung hier angeſetzt iſt. Hierzu werden qua- 


lificirte Pa ige mit dem Bemerken eingeladen, daß die 
Pachtbeoſe a jetzt eingeſehen werden koͤnnen und 
daß auch ſchon vor dem Termin Pachtgebote angenommen 
werden, worauf, nach Umſtänden, Kontraktabſchließung er⸗ 
folgt. Wernersdorf, den 15. Januar 1850. 

Das Graͤflich Hochberg'ſche Wirthſchafts⸗Amt. 


285. Eine gut eingerichtete Garnbleiche, deren lebhafter 
Betrieb durch den Tod des Eigenthuͤmers ſo eben erſt unter⸗ 
brochen iſt, will der Faͤrber Tzſchaſchel in Lauban ver: 
pachten. N 

Anzeigen vermiſchten Inhalts. 
248. ; 


Da 
Speditions- und Berfadungs-Gefchäft 


er.) 
Herrmann Gulden in Gr. Glogau 
empfiehlt ſich zu Beförderungen über hieſigen 
Platz, unter Zuſicherung möglichſt billiger 
Proviſion und Frachtſätzz z 
314. Wer dem verſtorbenen Buchbinder Benting zu 
Friedeberg a. Q. alte Bücher zum Binden gegeben hat, 
wird, wenn dieſe noch hier ſtehen, aufgefordert, dieſelben 
binnen vier Wochen abholen zu laſſen, indem die Buͤcher 


alsdann verkauft werden. 
verwittw. Grundmann, als Erbin. 


” 88000 Thaler Reute. 


Mittelſt eines geringen Einſchuſſes von nur wenigen 
Thalern iſt man im Stande ſich bei einem Unternehmen 
zu betheiligen, welches dem Intereſſenten ſchon von die: 
ſem Jahre an eine ö - 
jährliche Dividende bis zu 20,000 Mark 

oder 8000 Thaler Pr. Ct. a 
einbringen kann. Allen, welche bis zum 12. Febr. d. J. 
deshalb in frankirten Briefen anfragen, ertheilt unent⸗ 
geltlich nähere Auskunft das Büreau von 

Johs. Poppe in Lübeck. 


302. Inſer. % d. Bl. ) wäre wahrlich nicht erſchrenen, 
Hätte Refer. nicht aus N Munde die 
Verſicherung erhalten, daß daſige Wahlmaͤnner rtl. Diäten 
bezogen. Uebrigens, Hr. Schindler, anderswo auf Ihre In⸗ 
jurien weiter. Refer, iſt allgemein als gerade kein 
Freund von Spirituoſen bekannt, noch ſich je eines Defectes- 
bewußt; wie er auch noch nie Gehalt prän. bezog, und 
ebenſowenig von Glaͤubigern gedruͤckt wird; — wohl 
aber in ſeinen Verhaͤltniſſen recht bedeutende Opfer 
auch fuͤr arme Schulkinder bringt. 


„) Nicht aus Str. eingeſendet. 


303. N Mott o: 
Es wundert ſich die ganze Welt, 
Daß der Bittner s Schwein behält — 
Wunder Wunder — über Wunder, 
Denn — a hot geſchlacht jetzunder. — 
Neukirch. 


Vert aufs Anzeigen. 
804. Haus: Verkauf. 
Das Haus No. 5 in Kaiſerswaldau ſoll aus freier Hand 
verkauft werden. Kaufluſtige erfahren das Nähere bei dem 
Vorwerksbeſitzer Fiſcher zu Hirſchberg. 


Die Red. 


309. Zu verkaufen. 

In einer nicht unbedeutenden Provinzfalſtadt der ſchoͤnſten 
Gegend Niederſchleſiens iſt ein am Ringe derſelben gelegenes, 
zum größten Theil maſſives Haus erbtheilungshalber 
für den Preis von 3000 Rthlr. mit 1500 Rthlr. Anzahlung 
zu verkaufen. Daſſelbe enthält außer einem Verkaufs⸗Ge⸗ 
woͤlbe nel ſt heizbarer Ladenſtube 4 heizbare jede mit Alkoven 
vetſehene Stuben, 2 große Keller, großen Boden und Keller: 
gelaß. Wo? iſt in der Expedition des Boten zu erfragen. 


1. Mühlen⸗Verkauf. 


Kränklichkeſtshalber beabſichtige ich meine in Straupitz 
bei Hirſchberg am Bober gelegene dreigaͤngige, vollkommen 
zins⸗ und laudemienfreie, im guten Bauzuftande ſich befin⸗ 
dende Muͤhle, mit einer neuangelegten Graupen⸗Maſchine 
und einigen dreißig Scheffeln dazu gehörigem Acker, aus 
freier Hand zu verkaufen. — Die Hälfte des Kaufgeldes 
kann gegen hypothekariſche Sicherheit darauf ſtehen bleiben. 

Straupig, den 7. Januar 1850. 

MNoſemann. 
200. 


Muͤhlen⸗Verkauf. 5 
Wegen immerwährenden Augenkeidens bin ich. Willens 
meine eingaͤngige Waffermühle ſub Nr. 42 zu Adlers⸗ 
ruh zu verkaufen, auch können 8 Morgen Acker von guter 
Eee dazu abgelaſſen werden. 5 
Alles Nähere iſt beim unterzeichneten Eigenthuͤmer zu er⸗ 
fragen W. © Muͤllermeiſter. 


un al hrs, 1 ee ee 
283. Mein auf hiefigem Markte belegenes Kaus Nr. 2 mit 
1 Loden und 6 bewoknbaren Stuben nebſt nöthigem Keller: 
und Bodengelaß, bin ich geſonnen zu verkaufen. Kaufluſtige 
wollen ſich gefälligſt an den Efgenthümer Sabinstyp in 
Striegau melden. 
252. Eine ſehr vortheilhaft gelegene Bäckerei mit dem beſten 
Betriebe, ſteht veraͤnderungshalber zu verkaufen. Das Naͤhere 
iſt Buͤttnerſtraße Nr. 116 zu erfahren. 

Schweidnitz, den 11. Januar 1850. 


W. Sender. 


311. Pecco mit weifien Spitzen, Perlthee 
und Vanille empfiehlt A. Spehr, 
vis A vis dem Königl. Kreis⸗Gericht. 


317. Friſche Pfannkuchen empfiehlt 
des Bäderniftr. en gegenüber dem Kreisgericht. 


3419. pfannkuchen empfiehlt täglich friſch 
die Baͤckerei des Theodor Pudmenzky. 
233. Holzver kauf. * 


„Aus dem Königlichen Forſt⸗Reviere Arnsberg ſollen 
Freitag den 25. 5 5 5 ormittags 9 Uhr, im Gaſthofe 
zum ſchwarzen Roß hierfelbft : 
) Von den Ablagen im Dorfe Arnsberg. 
156% Klaftern Fichten⸗Scheitholz, 
25 2 * 


Knuͤppelholz, 
113½ B „ Stockholz. 
2) Vom Forſtdiſtricte Weißeborn. 
20 Klaftern Fichten ⸗Scheitholz. 
) a 
5 ; : 0 Schock Fichten⸗Reiſig 
öffentlich meiſtbietend verkauft werden. 
Schmiedeberg, den 14. Januar 1850. 


Königliche Zorſtrevier⸗Verwaltung. Feye. 


. 
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206. Nervenſtaͤrkende Rieſengebirgsgras⸗Matrazzen 33 
und Artl., und dergleichen Kopfkiſſen zu 1 111. en 
tig und verkauf . S. Häusler. 


dig und weren er 
Engl. Patent⸗Stahlfedern 
1 zu Fabrik⸗Preiſen, 

empfieblt N Caſſel. Langgaſſe. 


„ Wieberverchufker erhalten dagen de 
500. Astrakanischen Caviar, Elbinger Neun- 
augen, Brabanter Sardellen, Braunschweiger 
Wurst und Schweizer Käse empfiehlt 

J. G. Hornig. 


203. 200 Centner Runkelrüben, ſind im Ganzen 
oder auch in kleinen Quantitäten zu verkaufen. — Beſtel⸗ 
lungen hierauf werden portofrei erbeten — Schweidnitz im 
Vorwerk Nr. 582 bei Schuͤtz. 


30. Friſche Preßhefe beſter Qualität 
empfing und empfiehlt A. Spehr. 
207. Nutzhoͤlzer von Birken⸗, Erlen: und Aspen⸗ Holz, für 
Stellmacher und Tifchler, fo wie geflügelten Kieferſaamen, 
10 far. das Pfund, und ſchönen Birkenſgamen, 20 ſgr. den, 
dr. Schefet, iR zu vertellen dei G. S. Hasler 
312. Zu verkaufen.. 

„Ein zweifpänniger, ſchon gebrauchter Spazierſchlitten iſt 
billig zu verkaufen vei Werner seu. in Schoͤnau. 


R RRR de De De Be Re RN XO RX Ar de Rede ie ic Re dr Ar NR R. 
z 237. Ein gutes Billard fteht zum Verkauf beim 26 
& Handelsmann Nickgen in Goriſſeiffen bei Löwenberg. Ne 
KUÜARHARZAZAREHRAERERORERERRUKHRARRHRRR 


verkaufen. Das Nähere beim 
— Kaufmann Weber in Landeshut, _ 
201. Am 29. Januar d. J. treffen 
wir wiederum mit einem Trans⸗ 
port Pommer'ſcher Pferde 
in Adelsdorf bei Goldberg ein, 
und werden uns dort zwei Tage 
aufhalten. Wir bitten geehrte 
Kaͤufer um recht zahlreichen Be⸗ 
ſuch Bornſtein & Roſenberg. 
Rauf ⸗Geſuch⸗ 
Trockene Knochen, 
ſo wie Schweinswolle auf ferewährend 


C. R. Schönfeld in Warmbrunn. 


220. 


Zu vermietben. - 
305. In dem Haufe des Juſtiz Raths Hälſchner Nummer 
201 zu Hirſchberg find drei, allenfalls auch vier, eine Stiege 
hoch gelegene Zimmer nebſt Alkode, Küche und Speiſege⸗ 
wölbe, ſowie der noͤthige Keller: und Bodengelaß, eine, auf 
ebener Erde befindliche, Bedientenftube, Pferdeſtall und eine, 
daneben befindliche, Räumlichkeit fuͤr peu und Stroh zu 
vermiethen. — 
Perſonen finden Unter kommen. 

287. In einer großeren Provinzial⸗Stadt wird ein Haus⸗ 
lehrer, Candidat der Theologie, welchem gleichzeitig die Er⸗ 
ziehung feiner 2 Böglinge obliegt, geſucht; — hierauf Re⸗ 
5 7% die wo moglich gleich antreten können, wollen 
hre Adreſſen unter Abſchrift ihrer Zeugniſſe Franco Liegnitz, 
poste restante, unter Chiffre L. W. einſenden. 


Perſonen ſuchen Unterkommen. 
321. Ein mit den vorzuͤglichſten Zeugniſſen verſehener Wirth⸗ 
ſchafts⸗Beamter, welcher ſich noch gegenwärtig in Dienſten 
befindet, den Betrieb der Brennerei aus dem Grunde ver⸗ 
ſteht, ſucht entweder im oͤkonomiſchen Fache, oder als Cal⸗ 
culator oder Rendant zum I, April c. ein and erweites Un⸗ 
erkommen. Derſelbe kann auf Verlangen eine angemeffene 
be f 

eres auf portofreſe Briefe durch den Commiſſionait 
W. Schröter in Warmbrunn. 


289. Ein mit den vorzüͤglichſten Zeugniſſen verſehener uns 
verheiratheter Kunſtgärtner, welcher auch deonomiſche Kennt⸗ 
niſſe beſitzt, und in ſchriftlichen Arbeiten ſehr gut bewandert 
iſt, ſucht zu Oſtern d. J. unter ſehr ſoliden Anſpruͤchen ein 
Unterkommen. Näheres durch den Kunſtgaͤrtner M. Gebel 
in Gr.⸗Breſa bei Liſſa i. Schl. 


Lehrlings⸗ Getade. 
320. Ein guter Knabe kann unter foliden Bedingungen bei 


mir in die Lehre treten. H. Uhrbach, 
Zimmer⸗Maler und Schilderſchreiber. 


281. AN s gef uch. 2 
Junge Leute, die ſich dem Fach der Kunſtgaͤrtnerei widmen 
wollen, Können ſich melden in Laaſan Kr. Striegau beim 


Kunſtgaͤrtner Buſch. 


5 Seld ⸗ Verkehr. 
301. Kapitalien von 400 bis 6000 rtl. aufwärts 
egen ſehr gute Sicherheit und ubliche Zinſen werden ges 
ucht. Hierauf Reflektirende — jedoch ohne Einmi⸗ 
ſchung dritter — wollen ſich bis zum 1. Mai d. J. 
melden beim Magiftrat in Naumburg a. Q. 


Einladung. 


as. Gaſthof zur Pappel. 


Daß ich am heutigen Tage den, Gaſthof zur Pappel“ 
übernommen habe, zeige ich einem hochzuverehrenden reiſen⸗ 
den Publikum mit der Bitte ergebenſt an, mich recht zahl⸗ 
reich zu beſuchen und daß ich mich bemuͤhen werde, fir prompte 
= olide Bedienung zu aun 

aſthof zur Pappel zwiſchen 
. zur 9 14 — Januar 18 


Mass, 


600 und Goldberg, 
Fedor Röffel, 


112 


Nedaktenr und Verleger: C. W. J. Krahn. 


Geſtohlen. 
313. 2 Thaler Belohnung ſichere ich Demjenigen zu, der 
mir den Thäter, welcher am 8. d. M. beim Kürfchnermeifter 
Scholz zu Greifenberg 2 nackte Kuͤrſchnerpelze (ein ſchwarzer 
und ein weißer) entwendet hat, ſo bezeichnen kann, daß ich 
denſelben zur gerichtl. Unterſuchung bringen und mein ent⸗ 
wendetes Eigenthum wieder erhalten kann. 


— —— — — — — 


Wechsel- und Geld-Cours. | ES & 
3 8 es 
Breslau, 19 Januar 1850. En 88 
Wechsel-Conrae. Äriefe. u 8 I 8 ; 5, 
Amsterdam in Cour, 2 Mon] — 1425 2 235 
Homburg in Banco, à vista 151/,ä— 23 88 
dito dito 2 Mon.] — 150), ee 
London für 1 Pfd. St., 3 Mon! — ' 16.257, 8 88 2 
Wen 2 Mon.] — — * 2 * 2 2 8 
Berlin a vista 100% — S8 
0 1to -- 2 Mon.] — 99 % 7 8888 2 
738282 
Geld-Course. 32233833 
Holländ. Rand-Ducaten . 93% 2 3 2 E 2 4 
Koiserl. Ducaten — 5% ee 
Friedrichsd or- 113% S8 
Louisdor - 13%, — ge de 
bollusch Courant 662 — 2 2 
WienerBanco-Notenä150FL.} 91 72 = PR 
Eſlecton-Course. — Er E 
Stoats-Schuldsch., 3% P. C 884, | — ee 
Seehandl.-Pr.-Sch., 450 Rt! #104 u a 7 3 3 
Gr. Herz. Pos. Pfandbr. 4 p. G4 10% | 4m" 
dito dito dito 37 p. C.] 91%, er * 
Sehles. bf v. 100 kl. 3 7, b. G. 95% — 42 8 2 . 
dito dt. 500 - 3½ p 6 — = 3» 7 
dito Lit. B. 100 4 C 100% | — = 5 
dito dito 500 4 p. C — u Sa 
dito dito 1009 3% p. CJ 934, | = 8 
Discont k ER > S 8 


— 


Getreide⸗Markt⸗Preiſe 
Jauer, den 19, Januar 1850. 
— — ͤ— —öœſGç:.—ů ᷑x;V. 


Der w. Wetzen g. Weizen] Roggen | @rfte | Hater 
Scheffel | xtt. far. p. rtl. ſor pf rtl. ſor. p rei ſer. v f it ſar. pi · 
döchſter 1 20— 1118 —— 27 — U 9 [16 
La E &1=] 29 =1=]i6- 
Niebr ge 1 221-1 1 14-118 0114] 
— ——-— —-— —— — nn — 

Schönau, den 16. Januar 1850, 
Hochſter 1 28 — 1119 28 —1—1331—1 16 — 
Mittler | 1726 118.— — 126 — — 22 — = 16 — 
Niebriger 1 24 — 117 —— 25 — — 21 — — 1 


Erbſen: Höchſt. 20 far. 
Batter, das Pfund: 4 far. — 3 far. 9 pf — 3 far. 6 pf. 


Gedruckt bei C. W. J. Krahn. 
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